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Glossar

Nachfolgend werden Begriffe des Pensionsrechts der Bundesbeamten, des 
ASVG und der Dienstordnung (DO) erläutert; ist bei einem Begriff in Klam-
mer „Bund“, „ASVG“ oder „DO“ angeführt, so bezieht sich dieser Begriff 
ausschließlich auf diese Rechtslage.

Abschläge

Bei einer Ruhestandsversetzung vor einem festgelegten „Normpensionsal-
ter“ wird im Bund die Bemessungsgrundlage durch Abschlagsprozentpunkte 
reduziert, im ASVG die Leistung um einen Prozentsatz gekürzt und in der 
DO die Bemessungsgrundlage um einen Prozentsatz reduziert.

Alterspension

Diese fällt bei Pensionsantritt mit Ablauf des Monats (Jahres) an, in dem 
(im ASVG beim Mann) das 65. Lebensjahr vollendet wird.

Aufwertungsfaktor

Bei der Durchrechnung werden die Bezüge (Beitragsgrundlagen) durch den 
Aufwertungsfaktor (in Orientierung am Verbraucherpreisindex) aufgewertet.

Aufwertungszahl

Beim Pensionskonto werden die Beitragsgrundlagen mittels der Aufwer-
tungszahl aufgewertet.

Bemessungsgrundlage (ASVG)

Darunter wird das Bezugsäquivalent, das dem Durchschnitt der aufgewer-
teten höchsten Monatsbezüge entspricht, verstanden.

Glossar
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Berufsunfähigkeit bzw. Invalidität (ASVG)

Die Arbeitsfähigkeit des Angestellten bzw. des Arbeiters in einem erlernten 
Beruf ist in Folge seines körperlichen oder geistigen Zustandes auf weniger 
als die Hälfte derjenigen eines gesunden Versicherten von ähnlicher Aus-
bildung und gleichwertigen Kenntnissen und Fähigkeiten herabgesunken.

Biennalsprung

Der Biennalsprung ist die (meistens alle zwei Jahre) vorgesehene Vorrü-
ckung um eine Gehaltsstufe.

Deckelung

Unter Deckelung wird die Verlustbegrenzung gegenüber dem Ergebnis einer 
Pensionsberechnung auf Grundlage einer älteren gesetzlichen Regelung 
verstanden. Mit der Höhe des Prozentsatzes des Deckels steigt der Einspa-
rungseffekt.

Deckungsgrad

Darunter wird in diesem Bericht das Verhältnis der Einnahmen aus Pensi-
onsbeiträgen und Pensionssicherungsbeiträgen gegenüber den Ausgaben 
für Pensionen verstanden.

Dienstgeber–Pensionsbeitrag

Dies ist der vom Dienstgeber in der Aktivzeit des Dienstnehmers zu lei s-
tende Pensionsbeitrag.

Dienstgeber(pensions)leistung

Pensionsleistung, die als direkte Leistungszusage vom jeweiligen Sozialver-
sicherungsträger zusätzlich zur ASVG–Pension gebührt und in den Dienst-
ordnungen A (für Angestellte), B (für Ärzte) und C (für Arbeiter) geregelt ist.
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Glossar
Dienstnehmer–Pensionsbeitrag

Dies ist der vom Dienstnehmer in der Aktivzeit zu leistende Pensionsbeitrag.

Dienstordnung

Die Regelung des Dienstrechts (einschließlich pensionsrechtlicher Ansprüche 
gegenüber dem Dienstgeber) für die Bediensteten der Sozialversicherungen 
erfolgte in drei Dienstordnungen: der Dienstordnung A für die Angestell-
ten (DO.A), der Dienstordnung B für die Ärzte (DO.B) und der Dienstord-
nung C für die Arbeiter (DO.C).

Dienstunfähigkeit (Bund)

Der Beamte ist auf Dauer nicht in der Lage, seine für den Dienst erforder-
lichen Tätigkeiten auszuüben und kann seiner Ausbildung entsprechend 
nicht anderweitig verwendet werden.

Durchrechnung

Darunter wird die Berechnung eines durchschnittlichen Monatsbezugs aus 
der vorgegebenen durchzurechnenden Anzahl der höchsten (aufgewerteten) 
Monatsbezüge verstanden.

Erhöhungsbetrag

Bei Überschreiten von maximal vorgesehenen Verlusten wird im Zuge der 
Verlustdeckelung ein Erhöhungsbetrag gewährt.

Gesamtgutschrift

Die Gesamtgutschrift eines Kalenderjahres im sogenannten Pensionskonto 
ergibt sich aus der Teilgutschrift des laufenden Kalenderjahres und der auf-
gewerteten Gesamtgutschrift des vorangegangenen Kalenderjahres.
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Glossar
„Hacklerregelung“

Bei Vorliegen einer langen beitragsgedeckten Gesamtdienstzeit kann eine 
gegenüber dem Regelpensionsalter vorzeitige Versetzung in den Ruhestand 
beantragt werden.

Höchstbeitragsgrundlage

Dabei handelt es sich um den Höchstbetrag, der vom „Monatsbrutto“ für 
die Bemessung der Sozialversicherungsabgaben und des Pensionsbeitrags 
herangezogen wird.

Kontoprozentsatz

Dies ist jener Prozentsatz (derzeit 1,78 %), mit dem die Jahressumme der 
pensionswirksamen Einkommensbestandteile auf dem Pensionskonto 
gewichtet und als Teilgutschrift für das entsprechende Jahr gewertet wird.

Korridorpension

Darunter wird eine auf Antrag vorzeitige Ruhestandsversetzung/Pensionie-
rung unter Reduzierung der Bemessungsgrundlage bzw. der Pension durch 
Abschläge verstanden; das frühest mögliche Antrittsalter beträgt 62 Jahre, 
die erforderliche Gesamtdienstzeit je nach Pensionierungsjahr 37,5 Jahre 
(bis 2012) bis 40 Jahre (ab 2017).

Letztbezug

Der Letztbezug ist der Monatsbezug im letzten im Dienststand verbrach-
ten Monat.

Monatsbezug

Dieser besteht aus dem Gehalt und den allfälligen Zulagen.
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Glossar
Nebengebühren (Bund)

Nebengebühren sind finanzielle Abgeltungen von zeit– und mengenmä-
ßigen Mehrdienstleistungen bzw. Erschwernissen oder des Mehraufwandes 
für die Tätigkeit des öffentlich Bediensteten.

Nebengebührenzulage (Bund)

Es handelt sich um eine allfällige Ergänzung zum Ruhegenuss. Diese wird 
auf Grundlage jener in der Aktivdienstzeit des Bediensteten bezogenen 
Nebengebühren berechnet, für die ein Pensionsbeitrag zu entrichten war.

Pensionsbeitrag

Der Pensionsbeitrag, der vom Dienstnehmer und vom Dienstgeber zu leis-
ten ist, errechnet sich aus einem Prozentsatz des Monatsbezugs.

Pensionskonto

Das Pensionskonto nach dem Allgemeinen Pensionsgesetz (APG) stellt eine 
Methode zur Berechnung der Pension dar. Dazu wird der mit 1,78 % bewer-
tete pensionswirksame Einkommensbestandteil (bis zur Höchstbeitrags-
grundlage) aller pensionswirksamen Monate als Grundlage der Berech-
nung aufsummiert.

(„Pensionssicherungs“)Beitrag

Dies ist jener Prozentsatz, der als Solidarbeitrag zur Sicherung der Pensi-
onen vom Ruhebezug/von der Pension einbehalten wird.

Regelpensionsalter (ASVG)

65 Jahre (Männer); 60 Jahre (Frauen); ab Geburtsjahr 1964 steigt dieses 
schrittweise auf 65 Jahre an.
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Regelpensionsalter (Bund)

Dies ist jenes Alter, mit dem ein Beamter durch Erklärung abschlagsfrei in 
den Ruhestand versetzt werden kann. Im Übergangszeitraum steigt dieses 
von 61,5 Jahren auf 65 Jahre (bei Geburtsdatum 2. Oktober 1952) an; der 
schrittweise Übergang entspricht dem vorzeitigen Pensionsalter des ASVG.

Steigerungsbetrag

Der Steigerungsbetrag berechnet sich nach der anrechenbaren Gesamt-
dienstzeit in Prozent.

Unkündbarstellung (DO)

Unkündbarstellung eines Bediensteten, der vor 1996 in den Dienst einge-
treten ist, unter Erfüllung bestimmter Voraussetzungen.

Vergleichspension

Darunter wird eine Pension verstanden, die anhand einer älteren Rechtslage 
berechnet wird und die im Rahmen der Anwendung eines Verlustdeckels als 
Vergleich für die nach einer neueren Rechtslage berechnete Pension dient.

Versetzung in den Ruhestand durch Erklärung (Bund)

Diese erfolgt auf Antrag, frühestens zum Regelpensionsantrittsalter.

Vorzeitiges Pensionsantrittsalter (ASVG)

Dies ist jenes Alter, mit dem bei langen Versicherungszeiten eine Pensionie-
rung erfolgen kann. Im Übergangszeitraum steigt dieses bei Männern von 
61,5 Jahren auf 65 Jahre (erreicht bei Geburtsdatum 1. Oktober 1952) an; 
der schrittweise Übergang entspricht dem Regelpensionsalter des Bundes. 
Bei Frauen steigt dieses von 56,5 auf 60 Jahre (erreicht bei Geburtsdatum 
1. Oktober 1957) an.
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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für  
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz

Pensionsrecht der Bediensteten der  
Sozialver sicherungen; Follow–up–Überprüfung

Der Hauptverband setzte die vom RH in seinem Vorbericht im 
Jahr 2012 zum Pensionsrecht der Bediensteten der Sozialversiche-
rungen veröffentlichten Empfehlungen nur teilweise um.

Die vom Hauptverband 2014 durchgeführte Reform der Dienstord-
nung und Rechenvorschriften wich wesentlich von den Empfeh-
lungen des RH ab. Die Umsetzung der Empfehlungen des RH hätte 
bei einem Bedienstetenstand von 10.807 und dem Geldwert 2014 
zu einem Einsparungspotenzial von rd. 1,15 Mrd. EUR im Zeitraum 
2014 bis 2050 geführt. Die 2014 durchgeführte Reform der Dienst-
ordnung bedeutete jedoch gemäß Modellrechnung für den gleichen 
Zeitraum lediglich ein Einsparungspotenzial von rd. 144 Mio. EUR, 
das entsprach nur rd. 12,6 % des vom RH empfohlenen Einspa-
rungspotenzials.

Die Reform der Dienstordnung führte somit — im Vergleich mit den 
Empfehlungen des RH — zu einer wesentlich geringeren Reduk-
tion der Gesamtpensionsleistungen. In einzelnen Fällen ergaben die 
Modellrechnungen teilweise sogar höhere Gesamtpensionsleistungen 
als vor der vom Hauptverband 2014 vorgenommenen Reform der 
Dienstordnungspension.

Die Regelungen der Dienstordnung begünstigten nach wie vor einen 
vorzeitigen Pensionsantritt, da die Dienstgeber(pensions)leistung die 
durch Abschläge aufgrund des vorzeitigen Pensionsantritts bewirk-
ten Verluste der ASVG–Pension weitgehend ausglich.
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Ziel der Follow–up–Überprüfung des Pensionsrechts der Bedienste-
ten der Sozialversicherungen war es, die Umsetzung von Empfeh-
lungen zu beurteilen, die der RH bei einer vorangegangenen Geba-
rungsüberprüfung gegenüber dem Hauptverband und dem BMASK 
abgegeben hatte. (TZ 1)

Zur Analyse der Auswirkungen der Reformen wurde die (zu 
erwartende) Gesamtpension in Abhängigkeit vom Geburtsjahr der 
Bediens teten berechnet. Als Basis für die Modellrechnung dienten 
die Gehaltsverläufe der Sozialversicherungsträger des Jahres 2014 
für die Bedienstetengruppen der Ärzte und der Verwaltung. (TZ 1)

Der RH hatte dem Hauptverband empfohlen, die Arten der Ruhe-
standsversetzungen in den Dienstordnungen A, B und C in Ana-
logie zum ASVG zu definieren und die Höhe der entsprechenden 
Abschläge (unter Beachtung der aktuellen Judikatur zum Diskrimi-
nierungsverbot) an das ASVG anzupassen. Der Hauptverband setzte 
die Empfehlung nicht um, weil er bislang keine Anpassung der 
Abschläge an das ASVG vornahm. Die derzeit geltenden Abschläge 
waren der Höhe nach wesentlich geringer als jene im ASVG/APG–
System. Dementsprechend waren die Einsparungseffekte dieser 
Abschläge sehr gering. (TZ 2)

Prüfungsziel

KURZFASSUNG

Anpassung der 
Arten der Ruhe-
standsversetzungen 
und der Abschläge 
an das ASVG

Dienstgeber(pensions)leistung Maturant für den Geburtsjahrgang 1968 in Abhängigkeit vom 
Pensionsantrittsalter 62 bis 65 Jahre

Maturant, männlich, Jahrgang 1968 (monatlich, 14–mal)

Pensionsantrittsalter
65 Jahre 62 Jahre

Änderung der Pensionshöhe 
abhängig vom Antrittsalter 

65 Jahre gegenüber 62 Jahre

in EUR in %

ASVG/APG–Pension 2.622 2.046 – 22

Dienstgeber(pensions)leistung 511 912 + 79

Gesamtpension 3.133 2.958 – 6
Quelle: Modellrechnung RH
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Kurzfassung

Für Bedienstete der Sozialversicherungen verringerte sich im Fall 
eines Pensionsantritts mit 62 Jahren (Jahrgang 1968, männlich, 
sowohl Fachdienst als auch Maturant) die ASVG/APG–Pension — im 
Vergleich mit einem Pensionsantritt mit 65 Jahren — um insgesamt 
22 %. Gegengleich stieg die ergänzende Dienstgeber(pensions)leis-
tung bei Pensionsantritt mit 62 — im Vergleich mit einem Pensions-
antritt mit 65 Jahren — um 79 % an. Folge war, dass die Verluste 
der ASVG/APG–Pension trotz des um drei Jahre früheren Pensi-
onsantritts nahezu ausgeglichen wurden und im Hinblick auf die 
Gesamtpension lediglich 6 % betrugen. (TZ 2)

Diese Regelung der Dienstordnung begünstigte nach wie vor einen 
vorzeitigen Pensionsantritt, weil sie beim vorzeitigen Pensionsan-
tritt eine höhere Dienstgeber(pensions)leistung vorsah als bei einem 
Pensionsantritt mit dem Regelpensionsalter. Dieser Effekt wider-
sprach dem Ziel der ASVG–Pensionsreform, weil ein längerer Ver-
bleib im Dienststand eine reduzierte Dienstgeber(pensions)leistung 
mit sich brachte. (TZ 2)

Auch sah die Dienstordnung bei einer Dienstunfähigkeit, welche die 
Kriterien der Invalidität oder Berufsunfähigkeit erfüllte — im Gegen-
satz zur Regelung des ASVG bzw. des Bundes — keine Abschläge 
vor. (TZ 2)

Der RH hatte dem Hauptverband empfohlen, hinsichtlich der 
Bestimmungen zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage der fik-
tiven ASVG–Pension eine Klarstellung der Berechnungsart in der 
Dienstordnung vorzunehmen. Die Ermittlung der Bemessungsgrund-
lage der anrechenbaren fiktiven ASVG–Pension erfolgte seit 1. Jän-
ner 2014 nach einer neuen Berechnungsart, welche keine Verweise 
auf Bestimmungen des ASVG mehr enthielt, so dass sich die Frage 
der unterschiedlichen Interpretationsmöglichkeiten von verwiesenen 
ASVG–Bestimmungen nicht mehr stellte. Die Empfehlung des RH 
war damit umgesetzt. (TZ 3)

Der RH hatte dem Hauptverband empfohlen, dass die Trägerkon-
ferenz zur Gewährleistung der Einheitlichkeit des Vollzugs der 
Berechnungsvorschriften der Dienstgeber(pensions)leistung in den 
22 Sozialversicherungsträgern Maßnahmen vorsehen sollte, die eine 
einheitliche Auslegung der Rechtsvorschriften der Pensionsberech-
nung sicherstellen. Der Hauptverband setzte die Empfehlung um, 
indem er nunmehr ein gemeinsames Gremium der Dienstrechts-
experten aller Sozialversicherungsträger eingerichtet hatte, dessen 

Berechnungsart der 
Bemessungsgrund-
lage der fiktiven  
ASVG–Pension

Einheitliche 
Auslegung der 
Pensionsberech-
nungsvorschriften
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Kurzfassung

Aufgabe die Erstellung einheitlicher Vorgaben zur Auslegung der 
Rechtsvorschriften zur Pensionsberechnung war. Dadurch konnte 
die einheitliche Auslegung der Rechtsvorschriften der Pensionsbe-
rechnung sichergestellt werden. (TZ 4)

Die Empfehlung des RH, hinsichtlich des Übergangsrechts

1.  den 0 %– bis 7 %– bzw. 13 %–Verlustdeckel bei der Berechnung 
der Dienstordnungspension entfallen zu lassen,

2.  die 80 %–Grenze für die Gesamtpension, die erst für Bedienstete, 
die nach 1993 unkündbar gestellt wurden, anzuwenden war, bei 
der Pensionsberechnung für alle Bediensteten vorzusehen und

3.  den Steigerungsbetrag der fiktiven ASVG–Pension auch beim 
Akademiker im Gesamtausmaß von bis zu 35 Jahren zu berech-
nen,

setzte der Hauptverband lediglich teilweise um. (TZ 5)

Der Hauptverband änderte die Dienstordnung in folgenden Punkten:

–  eine Vorverlegung des Beginns des Durchrechnungszeitraums für 
die Bildung der Bemessungsgrundlage und daraus resultierende 
Verringerung der Gesamtpension;

–  die Berechnung der fiktiven ASVG–Pension: Diese erfolgt für 
einen Großteil der Anspruchsberechtigten nach neuen Regeln, 
welche keinen Verweis auf interpretationsbedürftige ASVG–
Bestimmungen mehr enthielten;

–  den 7 %/13 %–Deckel: Die Änderung der Rechenvorschrift führte 
teilweise (abhängig von der Dienstgeber(pensions)leistung) zu 
einer geringen Reduktion der Gesamtpension;

–  den 80 %–Deckel: Für jene Anspruchsberechtigten, für die 
bisher keine 80 %–Obergrenze bei der Berechnung der 
Dienstgeber(pensions)leistung galt, wurde eine Obergrenzenregel 
eingeführt; dies führte teilweise ebenfalls zu einer Reduktion der 
Gesamtpension. (TZ 5)

Berechnungsvor-
schriften der Dienst-
geber (pensions)-
leis  tungen im 
Übergangsrecht
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Davon unabhängig änderten sich die gesetzlichen Berechnungsvor-
schriften der ASVG/APG–Pension durch die Kontoerstgutschrift. (TZ 5)

Diese Änderungen verglich der RH hinsichtlich der finanziellen Aus-
wirkungen mit dem Vorbericht. (TZ 5)
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Die vom RH gemeinsam mit der Pensionsversicherungsanstalt entwi-
ckelten Modellrechnungen ergaben, dass die Reform der Dienstord-
nungspension 2014 im Allgemeinen nur zu geringen Reduktionen 
der Gesamtpension (Vergleich Gesamtpension Ausgangslage 2011 
zu Gesamtpension nach Reform 2014) führte. (TZ 5)

In einigen Fällen zeigten die Modellrechnungen teilweise sogar 
höhere Gesamtpensionen als vor der Reform. Im Vergleich mit den 
Empfehlungen des RH blieb die Reduktion der Gesamtpensionshöhe 
durch die Reform 2014 gering. (TZ 5)

Auch die aus der Reform 2014 resultierenden Einsparungen der 
auf Pensionsdauer bis Ableben erhaltenen Gesamtpensionsleistung 
waren verglichen mit den sich aus den Empfehlungen des Vorberichts 
ergebenden Einsparungen sehr gering und beliefen sich lediglich 
auf 12,6 % des vom RH empfohlenen Einsparungspotenzials. (TZ 6)
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Einsparungs- 
potenzial der 
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Der RH hatte in seinem Vorbericht für alle dem Übergangsrecht 
unterliegenden Bediensteten der Sozialversicherungsträger bei 
Umsetzung seiner Empfehlungen hinsichtlich einer weitergehenden 
Pensionsreform im Zeitraum 2012 bis 2050 ein Einsparungspoten-
zial von rd. 1,4 Mrd. EUR (Geldwert 2011) errechnet. (TZ 6)

Aufgrund der seit dem Vorbericht verstrichenen Zeit, in der es ver-
absäumt wurde, den Empfehlungen des RH entsprechende Reformen 
des Pensionssystems der Dienstordnung durchzuführen, sank dieses 
Einsparungspotenzial. Insbesondere aufgrund der seit dem Vorbe-
richt erfolgten Pensionierungen mit der alten Rechtslage reduzierte 
sich die Anzahl der Bediensteten, welche Ende 2014 Anspruch auf 
eine Dienstordnungspension hatten, von 13.862 auf 10.807. Für den 
Bedienstetenstand von 10.807 belief sich das Einsparungspotenzial 
einer Reduzierung der künftigen Gesamtpension im Zeitraum 2014 
bis 2050 auf rd. 1,15 Mrd. EUR (Geldwert 2014). (TZ 6)

Das durch die Reform 2014 der Dienstordnungspension realisierte 
Einsparungspotenzial errechnete der RH für den Zeitraum 2014 bis 
2050 mit rd. 144 Mio. EUR. Dies entsprach lediglich 12,6 % des sich 
aufgrund der Empfehlungen des RH aus dem Vorbericht ergebenden 
Einsparungspotenzials (nunmehr bezogen auf den Zeitraum 2014 
bis 2050). (TZ 6)

Bei Umsetzung der bisher nicht oder nur teilweise umgesetzten 
Empfehlungen des RH ab 1. Jänner 2016 besteht ein zusätzliches 
Einsparungspotenzial von rd. 786 Mio. EUR für den Zeitraum 2016 
bis 2050. (TZ 6)
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 1 (1) Der RH überprüfte von Oktober bis Dezember 2014 beim Haupt-
verband der österreichischen Sozialversicherungsträger (Hauptver-
band) und bei der Pensionsversicherungsanstalt die Umsetzung von 
Empfehlungen, die er bei einer vorangegangenen Gebarungsüberprü-
fung zum Thema „Pensionsrecht der Bediensteten der Sozialversiche-
rungen“ abgegeben hatte. Der in der Reihe Bund 2012/10 veröffent-
lichte Bericht wird in der Folge als Vorbericht bezeichnet.

Kenndaten Sozialversicherungsträger

2010 2011 2012 2013 2014 Veränderung  
2010 bis 2014 

Anzahl in %

Mitarbeiter der 
Sozialversicherung1 28.035 28.180 28.420 28.738 29.050 + 3,6

davon

Anspruch auf DO–Pension 13.646 13.182 12.332 11.652 10.807 – 20,1

Mitarbeiter ohne Anspruch 
auf DO–Pension 14.389 14.998 16.088 17.086 18.243 + 26,8

in Mio. EUR

Bezugsaufwand inkl. Zulagen 
für Mitarbeiter 1.200 1.224 1.273 1.312 1.350 + 12,5

Anzahl

Anzahl Pensionisten der Sozial-
versicherung2 15.743 16.008 16.312 16.529 16.830 + 6,9

in Mio. EUR

Dienstgeber(pensions)leistung 
für Pensionisten 295 303 312 320 329 + 11,5

Anzahl

Gesamtanzahl der 
Pensionierungen 774 690 715 813 527 – 31,9

davon

Frauen 506 455 507 556 339 – 33,0

Männer 268 235 208 257 188 – 29,9

 in Jahren

durchschnittliches Pensions-
antrittsalter Frauen 55,7 55,7 55,8 56,0 57,0

durchschnittliches Pensions-
antrittsalter Männer 59,9 59,7 59,4 59,9 60,0

1 Sozialversicherungsträger und Hauptverband der Sozialversicherungsträger
2 inkl. Hinterbliebener (Witwen/Witwer, Waisen)

Quelle: Hauptverband der Sozialversicherungsträger

Prüfungsablauf und 
–gegenstand
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Weiters hatte der RH zur Verstärkung der Wirkung seiner Empfeh-
lungen im Jahr 2013 deren Umsetzungsstand bei den überprüften Stel-
len nachgefragt. Das Ergebnis dieses Nachfrageverfahrens hatte er in 
seinem Bericht Reihe Bund 2013/13 veröffentlicht.

(2) Aufgrund der am 1. Jänner 2014 in Kraft getretenen Änderungen 
im gesetzlichen Pensionsrecht (Kontoerstgutschrift) modifizierte der RH 
das Modell zur Berechnung der ASVG/APG–Pension sowie der Dienst-
ordnungspension. Um die Umsetzung der Empfehlungen auf Grund-
lage der neuen Rechtslage zu beurteilen, entwickelte der RH gemeinsam 
mit der Pensionsversicherungsanstalt das bestehende Modell (RH–
Modell 2011), mit dem das im Vorbericht angegebene Einsparungs-
potenzial berechnet wurde, unter anderem durch die Berücksichtigung 
der Aufwertungszahlen bzw. Aufwertungsfaktoren weiter (RH–Modell 
2014 inkl. Kontoerstgutschrift). Damit wurde zusätzlich zur Höhe der 
Gesamtpension auch das 2014 noch mögliche Einsparungspotenzial 
neu berechnet und mit dem durch die Reform der Dienstordnung 2014 
erzielten Einsparungspotenzial verglichen. 

(3) Der RH analysierte die finanziellen Auswirkungen der vom Haupt-
verband durchgeführten und 2014 in Kraft getretenen Reform der 
Dienstordnung (Reform 2014) im Vergleich mit Beamten–Pensionssys-
temen sowie im Vergleich mit den Empfehlungen des RH (alle Geld-
wert 2014); folgende Systeme (alle Geldwert 2014) wurden verglichen:1

–  Gesamtpension Sozialversicherung 2011: Berechnung der Gesamt-
pension (ASVG/APG–Pension plus Dienstgeber(pensions)leistung) 
auf der Grundlage der im Jahr 2011 für Bedienstete der Sozialver-
sicherungen geltenden Pensionsbestimmungen, d.h. vor der Reform 
2014.

–  Gesamtpension Sozialversicherung RH–Empfehlungen 2011: Berech-
nung der Gesamtpension für Bedienstete der Sozialversicherungen 
(ASVG/APG–Pension plus Dienstgeber(pensions)leistung) auf der 
Grundlage der RH–Empfehlungen des Vorberichts 2011.

–  Beamtenpension 2011: Zum Vergleich wurde der Beamtenruhebe-
zug (Rechtslage 2011) ermittelt. Für die Berechnung wurden die 

1 Zur Analyse der Auswirkungen der Reformen der Dienstordnungspension wurde die (zu 
erwartende) Gesamtpension in Abhängigkeit vom Geburtsjahr der Bediensteten berech-
net. Als Basis für die neue Modellrechnung dienten die Gehaltsverläufe der Sozialver-
sicherungsträger des Jahres 2014 für die Bedienstetengruppen der Ärzte (nach DO.B: 
B III) und der Verwaltung (nach DO.A: E III (Akademiker); C III (Maturant); C I (Fach-
dienst)). Die Berechnungen erfolgten bei Männern für das Regelpensionsalter 65 Jahre, 
bei Frauen für das Regelpensionsalter 60 Jahre (ab Geburtsjahr 1964 für das schritt-
weise auf 65 Jahre steigende Pensionsantrittsalter).
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gleichen Aktivbezüge wie für Bedienstete der Sozialversicherung 
zugrunde gelegt.

–  Gesamtpension Sozialversicherung Reform 2014: Berechnung der 
Gesamtpension (ASVG/APG–Pension plus Dienstgeber(pensions)
leis tung) auf der Grundlage der für Bedienstete der Sozialversiche-
rungen im Jahr 2014 geltenden Pensionsbestimmungen.

–  Gesamtpension Sozialversicherung Reform 2014 plus RH–Empfeh-
lungen: Berechnung der Gesamtpension (ASVG/APG–Pension plus 
Dienstgeber(pensions)leistung) auf der Grundlage der im Jahr 2014 
für Bedienstete der Sozialversicherungen geltenden Pensionsbestim-
mungen unter Berücksichtigung der RH–Empfehlungen des gegen-
ständlichen Berichts (aktualisierte Berechnung der Einsparungen 
bei Umsetzung der bisher nicht umgesetzten RH–Empfehlungen 
aus dem Vorbericht).

(4) Zu dem im Mai 2015 an den Hauptverband, das BMASK und die 
Pensionsversicherungsanstalt übermittelten Prüfungsergebnis nahmen 
der Hauptverband im August 2015 und das BMASK im September 2015 
Stellung. Der RH übermittelte seine Gegenäußerung an den Haupt-
verband im Dezember 2015. Das BMASK unterstützte in seiner Stel-
lungnahme die vom RH ausgesprochenen Empfehlungen, wies jedoch 
auf den eigenen Wirkungsbereich des Hauptverbandes als Selbstver-
waltungskörper hin. Eine Gegenäußerung des RH war nicht erforder-
lich. Die Pensionsversicherungsanstalt verzichtete auf eine eigene Stel-
lungnahme.

(5) Der Hauptverband hielt in den grundsätzlichen Ausführungen seiner 
Stellungnahme fest, dass zur Beurteilung der Gleichwertigkeit der Pensi-
onssysteme (von Beamten und Bediensteten der Sozialversicherungsträ-
ger) das Pensionsrecht insgesamt zu betrachten sei und nicht nur isoliert 
das Recht für Diensteintritte bis 1995. Bereits ab dem Jahr 1996 bestehe 
im Bereich der Bediensteten der Sozialversicherungen eine Pensionskas-
senlösung mit rückwirkender Einbeziehung von knapp 8.000 Bediens-
teten, woraus in Summe Einsparungen von deutlich über 1 Mrd. EUR 
resultieren würden. Eine vergleichbare Regelung sei für den Beamten-
bereich erst 2005 und ohne Rückwirkung erfolgt. Es sei daher unzu-
reichend, dass der RH die Pensionskassenregelung der Bediensteten 
der Sozialversicherungen ab 1996 für zweckmäßig befinde, in weiterer 
Folge den massiven zeitlichen Unterschied gegenüber den Reformen im 
Beamtenbereich und die damit einhergehenden Einsparungen zur Beur-
teilung der Gleichwertigkeit jedoch unberücksichtigt lasse. Ein fairer 
Vergleich gebiete es, die zu erwartenden Einsparungserfolge in den 
Bericht aufzunehmen und entsprechend anzurechnen. 
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Weiters teilte der Hauptverband mit, dass derzeit nur mehr knapp 30 % 
der Bediensteten der Sozialversicherungsträger einen Betriebspensions-
anspruch besäßen, während Bundesbeamte noch zu rd. 80 % zumin-
dest einen teilweisen Anspruch auf eine Leistung aus dem Altpensi-
onssystem hätten.

(6a) Der RH wies gegenüber dem Hauptverband darauf hin, dass er jenen 
Teil der Reform des Pensionsrechts der Bediensteten der Sozialversiche-
rungsträger, der die Pensionskassenregelung für die ab 1996 eingetre-
tenen Bediensteten betraf, bereits in seinem Vorbericht als zweckmäßig 
beurteilt hatte. Auch hatte er die daraus aus Sicht der Sozial versicherung 
künftig resultierenden Einsparungen in diesem Bericht bereits darge-
stellt. 

(6b) Der in der Stellungnahme angeführten Aussage, vergleichbare 
Regelungen wären im Bund erst 2005 und ohne Rückwirkung (auf 
bestehende Dienstverhältnisse) getroffen worden, konnte der RH nicht 
folgen:

–  Einerseits pragmatisierte der Bund in den Besoldungsgruppen „All-
gemeine Verwaltung“ und „Bundeslehrer“ ab 1997 nicht mehr. Die 
danach neu aufgenommenen Bediensteten bzw. jene, die zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht pragmatisiert waren, verblieben im vertrag-
lichen Dienstverhältnis mit dem Pensionsrecht des ASVG. Daher 
vollzog der Bund in den Besoldungsgruppen „Allgemeine Verwal-
tung“ und „Bundeslehrer“ faktisch gleichzeitig zur Reform des Pen-
sionsrechts der Sozialversicherungsträger den Übergang auf das 
Pensionsrecht der ASVG. Aufgrund dieser Maßnahme des Bundes 
waren 2013 bereits 71 % der Bundeslehrer und 54 % der Bediens-
teten der allgemeinen Verwaltung Vertragsbedienstete mit Pensi-
onsansprüchen nach dem ASVG. Die Aussage in der Stellungnahme 
des Hauptverbands, „80 % der Bundesbeamten hätten noch teilweise 
Ansprüche aus dem Altsystem“, konnte sich daher im Wesentlichen 
nur auf Bundesbeamte, die bis 1996 pragmatisiert wurden, bezie-
hen.

–  Andererseits waren die Bundesbeamte betreffenden Pensionsre-
formen (1997, 2003 und 2004) stets rückwirkend für alle Beam-
ten des Dienststandes gültig. Sie erhöhten, in Abhängigkeit vom 
Geburtsjahrgang und Dienstantritt, für alle Beamten das Pensions-
antrittsalter auf 65 Jahre und die Gesamtdienstzeit auf 45 Jahre und 
brachten für die Geburtsjahrgänge ab 1955 eine Parallelrechnung 
mit dem Pensionskonto des APG. Die Gesamtpension für die zwi-
schen 1997 und 2001 noch pragmatisierten Bediensteten der Besol-
dungsgruppen „Exekutivdienst“ und „Militärischer Dienst“ setzte 
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sich aus einem geringen Anteil des Beamtenpensionsrechts und 
einem überwiegenden Anteil des Pensionskontos (APG) zusammen.

–  Für Bedienstete des Bundes, die ab dem 2. Jänner 2002 pragmati-
siert wurden, galt das Pensionskonto des APG. Weiters galt aufgrund 
des 2. Stabilitätsgesetzes 2012 das Pensionskonto und die Konto-
erstgutschrift ab Geburtsjahrgang 1976 auch rückwirkend für jene 
Beamten, die noch bis 1. Jänner 2002 pragmatisiert wurden.

(7) Die vorliegende Follow–up–Überprüfung sowie die Vorprüfung 
untersuchten das Pensionsrecht sowie Anwartschaften von Bediens-
teten der Sozialversicherungsträger, die dem Altrecht bzw. dem Über-
gangsrecht der Dienstordnung unterlagen (Diensteintritt vor 1996). 
Die Ausgestaltung der Reform in der Dienstordnung der Sozialversi-
cherung mit sehr langen Übergangsfristen und insbesondere die Wir-
kung des 7 %/13 %–Schutzdeckels führte dazu, dass bei vergleich-
baren Geburtsjahrgängen die Pensionsanwartschaften von Bediensteten 
der Sozialversicherungsträger deutlich höher waren als im Bereich der 
Bundesbeamten. Die vom RH in seinem Vorbericht vorgeschlagenen 
weiterführenden Maßnahmen führten zu einer weitergehenden Har-
monisierung. Die gegenständliche Gebarungsüberprüfung überprüfte 
nunmehr die zwischenzeitlich vom Hauptverband vorgenommenen 
Reformschritte.

 2.1 (1) Die pensionierten Bediensteten der Sozialversicherungsträger 
erhielten neben der ASVG–Pension zusätzlich Dienstgeber(pensions)
leistungen. 

Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 17, 20) festgestellt, dass die 
Dienstgeber(pensions)leistung im Fall einer vorzeitigen Ruhestands-
versetzung (Beispiel Geburtsjahrgang 1968) mit steigendem Pensions-
antrittsalter sank. Dies bedeutete, dass ein dem Ziel der ASVG–Pen-
sionsreform gegenteiliger Effekt vorlag, weil ein längerer Verbleib 
im Dienststand eine reduzierte Dienstgeber(pensions)leistung mit sich 
brachte.

Aus diesem Grund hatte der RH dem Hauptverband (vgl. Vorbericht, 
TZ 17) empfohlen, die Arten der Ruhestandsversetzungen in den 
Dienstordnungen A, B und C in Analogie zum ASVG zu definieren 
und die Höhe der Abschläge bei vorzeitigen Ruhestandsversetzungen 
(unter Beachtung der aktuellen Judikatur zum Diskriminierungsver-
bot) an das ASVG anzupassen.

Anpassung der 
Arten der Ruhe-
standsversetzungen 
und der Abschläge 
an das ASVG
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(2) Im Nachfrageverfahren brachte der Hauptverband vor, er werde 
die Abschlagsregelung noch einmal kritisch prüfen. Jedoch seien auf 
das unterschiedliche gesetzliche Pensionsantrittsalter für Männer und 
Frauen bezogene Abschläge im arbeitsrechtlichen Pensionssystem 
(Dienstordnungspension) nicht zulässig.2 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass eine Anpassung der Abschläge 
bei vorzeitigen Ruhestandsversetzungen an das ASVG bislang nicht 
vorgenommen wurde. Die zur Zeit der Follow–up–Überprüfung gel-
tenden Abschläge waren der Höhe nach noch immer wesentlich gerin-
ger als jene im ASVG/APG–System, darüber hinaus gab es im Gegen-
satz zum ASVG/APG in der Dienstordnung Beschränkungen für die 
Auswirkungen der Abschläge durch Deckelungen.3 Dementsprechend 
konnten durch die Abschläge bei vorzeitiger Ruhestandsversetzung 
nur geringe Einsparungen erzielt werden bzw. waren Anreize zum län-
geren Verbleib im Aktivstand nicht gegeben.

Nachstehend ist dargestellt, welchen Einfluss die in der Dienstordnung 
festgelegten Abschläge auf die Pensionshöhe haben:

2 Nach Mitteilung des Hauptverbandes führte die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt 
zum Zeitpunkt der Gebarungsüberprüfung zwei Verfahren (Arbeits– und Sozialgericht 
Wien, Zl. 19 Cga 76/13d und Zl. 33 Cga 117/13m), in dem die Kläger eine Kürzung 
der Dienstordnungs–Pensionsbemessungsgrundlage bei Inanspruchnahme der Korri-
dorpension als gleichheitswidrig ansahen.

3 siehe Darstellung der Abschläge in der Dienstordnung in Anhang F
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Die in Tabelle 1 und Abbildung 1 dargestellte Modellrechnung zeigt, 
dass die Dienstgeber(pensions)leistung umso höher ausfällt, je nied-
riger das Pensionsantrittsalter ist. Die (u.a. durch Abschläge bewirk-
ten) Verluste der ASVG/APG–Pension bei vorzeitigem Pensionsantritt 
werden durch die Dienstgeber(pensions)leistung nahezu ausgeglichen.

Tabelle 1:  Pensionshöhe Fachdienst, Maturant (männlich), für den Geburtsjahr-
gang 1968 in Abhängigkeit des Pensionsantrittsalters 62 bis 65 Jahre

Fachdienst, männlich, Jahrgang 1968 (monatlich, 14–mal)

Pensionsantrittsalter
62 Jahre 63 Jahre 64 Jahre 65 Jahre Änderung  

65 zu 62

in EUR in %

Beispielhafte Antritts-
art1 Korridor Hackler Hackler Alterspension

ASVG/APG–Pension 1.833 2.036 2.185 2.340 – 22

Dienstgeber(pensions)
leistung 747 578 434 418 + 79

Gesamtpension 2.580 2.614 2.619 2.757 – 6

Maturant, männlich, Jahrgang 1968 (monatlich, 14–mal)

Pensionsantrittsalter
62 Jahre 63 Jahre 64 Jahre 65 Jahre Änderung  

65 zu 62

in EUR in %

Beispielhafte Antritts-
art1 Korridor Korridor Hackler Alterspension

ASVG/APG–Pension 2.046 2.231 2.446 2.622 – 22

Dienstgeber(pensions)
leistung 912 840 632 511 + 79

Gesamtpension 2.958 3.071 3.078 3.133 – 6
1  jene Pensionsantrittsart, die beim gewählten Antrittsalter die Antrittsvoraussetzungen erfüllt und dabei die geringsten 

Abschläge vorsieht
 Erläuterung: Geldwert 2014; Rechtslage 2014; nach Abzug der jeweiligen Pensionssicherungsbeiträge
Quelle: Modellrechnung RH 
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Bei einem Pensionsantritt mit 62 Jahren (Jahrgang 1968, männlich, 
sowohl Fachdienst als auch Maturant) war die ASVG/APG–Pension 
um 22 % niedriger als bei einem Pensionsantritt mit 65 Jahren. Die 
Dienstgeber(pensions)leistung stieg hingegen bei einem Pensionsantritt 
mit 62 Jahren gegenüber jenem mit 65 Jahren um 79 % an, so dass die 
Verluste der ASVG/APG–Pension nahezu ausgeglichen wurden und im 
Hinblick auf die Gesamtpension lediglich 6 % betrugen (Quelle: Modell-
rechnung RH).

Darüber hinaus sah die Dienstordnung bei einer Dienstunfähigkeit, wel-
che die Kriterien der Invalidität oder Berufsunfähigkeit erfüllte, nach 
wie vor (vgl. dazu den Vorbericht, TZ 17) — im Gegensatz zur Rege-
lung des ASVG bzw. des Bundes — keine Abschläge vor. 

Folge war, dass die Gesamtpension, die sich im Falle eines vorzeitigen 
Pensionsantritts aus der durch Abschläge reduzierten ASVG/APG–
Pension und der im Gegenzug dafür erhöhten Dienstgeber(pensions)
leistung zusammensetzte, nur unwesentlich reduziert werden konnte.

Abbildung 1:  Dienstgeber(pensions)leistung Fachdienst, Maturant (männlich), für den Geburts-
jahrgang 1968 in Abhängigkeit des Pensionsantrittsalters 62 bis 65 Jahre
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(Pensionssicherungsbeitrag abgezogen, Rechtslage 2014)
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Erläuterung:  Geldwert 2014; Rechtslage 2014; nach Abzug der jeweiligen Pensionssicherungsbeiträge

Quelle: Modellrechnung RH

Fachdienst Maturant
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Für Bedienstete im ASVG/APG–System und für Bedienstete des Bundes 
kamen bei vergleichbaren vorzeitigen Pensionsantritten deutlich höhere 
Pensions–Abschläge (in der Größenordnung bis zu 20 %) zur Anwen-
dung.

 2.2 Der Hauptverband setzte die Empfehlung des RH nicht um, weil die 
Abschläge gemäß der Dienstordnungspension gegenüber dem Vorbe-
richt unverändert und nach wie vor wesentlich niedriger als im ASVG 
und im Bundesbereich waren. Diese Regelung begünstigte nach wie 
vor einen vorzeitigen Pensionsantritt, weil die Dienstgeber(pensions)-
leistung in diesem Fall höher war als bei einem Pensionsantritt mit 
dem Regelpensionsalter. Der RH hielt daher seine Empfehlung aus dem 
Vorbericht, Abschläge bei der Berechnung der Dienstordnungspension 
bei vorzeitigem Pensionsantritt analog dem ASVG (unter Berücksich-
tigung des Diskriminierungsverbots) vorzunehmen, aufrecht.

 2.3 (1) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes hätten Bedienstete der 
Sozialversicherungsträger in gleicher Weise — entsprechend ihrer 
ASVG–Pensionsversicherung — die gesetzlich vorgesehenen Abschläge 
zu leisten, wenn diese eine gesetzliche Pension beziehen, mit deren 
Bezug Abschläge verbunden sind. Die Darstellung, dass für Bediens-
tete der Sozialversicherungen keine Abschläge vorgesehen seien, sei 
daher missverständlich.

(2) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes erfolge die Berechnung 
der anrechenbaren fiktiven gesetzlichen Pension im Falle einer Dienst-
unfähigkeitspension bei Vorliegen von Invalidität oder Berufsunfähig-
keit derart, dass ein Zurechnungszuschlag hinzugerechnet und damit 
die anrechenbare Leistung erhöht werde. Dies führe in weiterer Folge 
zu einer Reduktion der Betriebspension, die funktional einem Abschlag 
gleich zu halten sei.

(3) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes bewege sich die Emp-
fehlung des RH zu den Abschlägen in einem europarechtlichen Span-
nungsfeld, weil die vorgeschlagene Erhöhung der Abschläge z.B. für 
den Bereich der Korridor– und der Schwerarbeitspensionen nur Män-
ner betreffen würde, während Frauen aufgrund des früheren gesetz-
lichen Regelpensionsalters bei gleichem Lebensalter keine Reduktion 
ihrer Leistung erfahren würden. In einem diese Thematik betreffenden 
Verfahren habe der OGH (mit Beschluss 9 ObA 11/15f) zu Gunsten des 
Klägers ausgesprochen, dass durch die Kürzung der Betriebspension 
im Zuge der Inanspruchnahme einer Korridorpension eine unmittel-
bare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts bei der Festsetzung des 
Entgelts erfolge. Diese Entscheidung begrenze daher den Spielraum für 
allfällige Änderungen in diesem Bereich. Der Hauptverband werde sich 
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aber bemühen, im Rahmen von Kollektivvertragsverhandlungen recht-
lich zulässige Änderungen in diesem Bereich herbeizuführen.

 2.4 (1) Der RH erwiderte dem Hauptverband, dass er eine Aussage, wonach 
für Bedienstete der Sozialversicherungen keine Abschläge im ASVG 
vorgesehen waren, nicht getroffen hatte. Der RH hatte jedoch fest-
gestellt, dass die Verluste der ASVG/APG–Pension, die durch die 
Abschläge bei vorzeitigem Pensionsantritt bewirkt werden, durch eine 
erhöhte Dienstgeber(pensions)leistung nahezu ausgeglichen werden.

(2) Der RH entgegnete weiters, dass die Zurechnung im Falle der 
Dienstunfähigkeitspension (bei Vorliegen von Invalidität oder Berufs-
unfähigkeit) nicht nur bei der anzurechnenden fiktiven ASVG–Pen-
sion erfolgt, sondern auch bei der tatsächlichen ASVG/APG–Pension. 
Dadurch wirkt sich die vom Hauptverband beschriebene Reduktion der 
Dienstgeber(pensions)leistung, wegen der gleichartig erhöhten ASVG–
Pension, bei der Berechnung der Gesamtpension nahezu nicht aus. 
Daraus resultiert eine Besserstellung von Bediensteten der Sozialver-
sicherungsträger bei Bezug einer Dienstunfähigkeitspension (bei Vor-
liegen von Invalidität oder Berufsunfähigkeit) gegenüber Beamten.

(3) Die Bemühungen des Hauptverbandes, vor dem Hintergrund der 
nunmehr vorliegenden Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes, 
Zlen. 9 ObA 11/15f und 9 ObA 10/15h, in den oben angesprochenen 
Verfahren betreffend Kürzung der Dienstordnungs–Pensionsbemes-
sungsgrundlage (siehe TZ 2.1) eine unionsrechtskonforme Regelung 
zur Einführung von Abschlägen auszuarbeiten, beurteilte der RH positiv.

 3.1 (1) Der RH hatte dem Hauptverband in seinem Vorbericht (TZ 18) emp-
fohlen, hinsichtlich der Bestimmungen zur Ermittlung der Bemessungs-
grundlage der fiktiven ASVG–Pension eine Klarstellung der Berech-
nungsart in der Dienstordnung vorzunehmen.

(2) Im Nachfrageverfahren brachte der Hauptverband vor, dass mit 
Wirksamkeitsbeginn 1. Jänner 2014 durch eine Änderung der Dienst-
ordnungen eine Klarstellung der Berechnungsart vorgenommen wor-
den sei.

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Ermittlung der Bemessungs-
grundlage der anrechenbaren fiktiven ASVG–Pension nach einer neuen 
Berechnungsart erfolgte, welche keine Verweise auf Bestimmungen des 
ASVG mehr enthielt. Dadurch stellte sich auch die Frage der unter-
schiedlichen Interpretationsmöglichkeiten von verwiesenen ASVG–

Berechnungsart der 
Bemessungsgrund-
lage der fiktiven  
ASVG–Pension
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Bestimmungen nicht mehr. Die Neuregelung ist unter Punkt 5. des 
Anhangs A dargestellt.

 3.2 Der Hauptverband setzte die Empfehlung des RH um, weil durch die 
neue Berechnungsart eine Klarstellung erfolgt war.

 3.3 Laut Stellungnahme des Hauptverbandes habe die Abbildung der Ände-
rungen im gesetzlichen Bereich auch bei der Berechnung der fiktiven 
Pension im Wege von Kollektivvertragsverhandlungen kostenneutral 
umgesetzt werden können.

 4.1 (1) Der RH hatte dem Hauptverband in seinem Vorbericht (TZ 19) emp-
fohlen, dass die Trägerkonferenz zur Gewährleistung der Einheitlichkeit 
des Vollzugs der Berechnungsvorschriften der Dienstgeber(pensions)
leistung in den 22 Sozialversicherungsträgern Maßnahmen vorsehen 
sollte, die eine einheitliche Auslegung der Rechtsvorschriften der Pen-
sionsberechnung sicherstellen. Mögliche, die einheitliche Auslegung 
unterstützende Maßnahmen wären beispielsweise die Zurverfügung-
stellung entsprechender Mustervorlagen zur Pensionsberechnung, die 
Entwicklung von IT–Tools für einzelne Prozessschritte oder die Einrich-
tung einer Informationsstelle für die Sachbearbeiter; alternativ dazu 
wäre auch eine von einem Sozialversicherungsträger für alle Träger 
durchgeführte Pensionsberechnung geeignet. 

(2) Im Nachfrageverfahren hatte der Hauptverband mitgeteilt, dass 
er diesen Empfehlungen weitestgehend folgen wolle. Die einheitliche 
Anwendung der Dienstordnungen — und damit der einheitliche Vollzug 
der Berechnungsvorschriften zur Dienstordnungspension — solle durch 
das Gremium der Dienstrechtsexperten und die von diesem erstell-
ten Musterbeispiele und Auslegungsergebnisse gewährleistet werden.

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass ein gemeinsames Gremium 
von Dienstrechtsexperten aller Sozialversicherungsträger eingerich-
tet wurde. Aufgabe dieses Gremiums war die Erstellung einheitlicher 
Vorgaben zur Auslegung der Berechnungsvorschriften der Dienstord-
nungen.

 4.2 Der Hauptverband setzte die Empfehlung des RH um, weil durch die 
vom Gremium der Dienstrechtsexperten herausgegebenen Vorgaben für 
alle Sozialversicherungsträger die einheitliche Auslegung der Rechts-
vorschriften der Pensionsberechnung sichergestellt werden kann.

Einheitliche 
Aus legung der 
Pensionsberech-
nungsvorschriften
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 4.3 Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei die einheitliche Auslegung 
der Rechtsvorschriften der Pensionsberechnung durch das gemeinsame 
Gremium der Dienstrechtsexperten sichergestellt.

 5.1 (1) Der RH hatte dem Hauptverband in seinem Vorbericht (TZ 24) emp-
fohlen, im Hinblick auf eine für alle Beschäftigungsgruppen gleichmä-
ßige Reduzierung der Höhe der Gesamtpension bei den Berechnungs-
vorschriften der Dienstgeber(pensions)leistung im Übergangsrecht

1.   den 0 %– bis 7 %– bzw. 13 %–Verlustdeckel bei der Berechnung 
der Dienstordnungspension entfallen zu lassen,

2.   die 80 %–Grenze für die Gesamtpension, die erst für Bedienstete, 
die nach 1993 unkündbar gestellt wurden, anzuwenden war, bei 
der Pensionsberechnung für alle Bediensteten vorzusehen und

3.   den Steigerungsbetrag der fiktiven ASVG–Pension auch beim Aka-
demiker im Gesamtausmaß von bis zu 35 Jahren zu berechnen.

(2) Im Nachfrageverfahren hatte der Hauptverband zu Punkt 1. mitge-
teilt, dass durch die Dienstordnungsänderung mit Wirkung ab 1. Jän-
ner 2014 der Freibetrag von 618,13 EUR auf 350 EUR reduziert werde. 
Bei einer Pensionshöhe von 2.100 EUR bis 2.472,40 EUR betrage der 
entsprechende Prozentsatz für die Verlustdeckelung 7 % bzw. 13 %. 
Die Pensionsbestandteile über 2.472,40 EUR würden keinem Decke-
lungsschutz unterliegen. 

Zu Punkt 2. führte der Hauptverband aus, dass durch eine Änderung der 
Dienstordnungen auch für Dienstnehmer, die vor 1994 unkündbar wur-
den, ab 1. Jänner 2014 (Einschleifregelung über 36 Monate) die 80 %–
Grenze für die Gesamtpension eingeführt werde. Die maximale Kürzung 
durch diese Maßnahme betrage 20 % der Dienstgeber(pensions)leistung.

Zu Punkt 3. bemerkte der Hauptverband, dass die Forderung nach 
Gleichstellung der Akademiker hinsichtlich des Steigerungsbetrags der 
fiktiven ASVG–Pension von der Gewerkschaft abgelehnt worden sei, 
so dass der Fokus auf die Punkte 1. und 2. gelegt worden sei.

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Dienstordnungspension mit 
Wirksamkeit 1. Jänner 2014 geändert wurde. Die Änderungen betrafen

–  eine Vorverlegung des Beginns des Durchrechnungszeitraums für 
die Bildung der Bemessungsgrundlage und eine daraus resultie-
rende Verringerung der Gesamtpension;

Berechnungs-
vorschriften der 
Dienstgeber-
(pensions)-
leistungen im 
Über gangs recht
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–  die Berechnung der fiktiven ASVG–Pension: Diese erfolgt für einen 
Großteil der Anspruchsberechtigten nach neuen Regeln, welche kei-
nen Verweis auf ASVG–Bestimmungen mehr enthielten;

–  den 7 %/13 %–Deckel: Die Rechenvorschrift wurde verändert, das 
führte teilweise (abhängig von der Dienstgeber(pensions)leistung) 
zu einer geringen Reduktion der Gesamtpension;

–  den 80 %–Deckel: Für jene Anspruchsberechtigten, für die bisher keine 
80 %–Obergrenze bei der Berechnung der Dienstgeber(pensions)-
leistung galt, wurde eine Obergrenzenregel eingeführt; dies führte 
teilweise ebenfalls zu einer Reduktion.

Diese Reform der Dienstordnung wich im Ergebnis jedoch wesentlich 
von den Empfehlungen ab, die der RH in seinem Vorbericht gegeben 
hatte. Beispielsweise erfolgte lediglich eine Modifikation des 7 %/13 %–
Deckels anstatt des vom RH empfohlenen Entfalls und wurden Akade-
miker und Nicht–Akademiker bei der Berechnung der fiktiven ASVG–
Pension nicht gleichgestellt. 

Davon unabhängig änderten sich — wie für alle ASVG–Versicherten — 
die gesetzlichen Berechnungsvorschriften für die ASVG/APG–Pension 
durch die Kontoerstgutschrift mit dem mittelfristigen Ziel einer für alle 
in der Pensionsversicherung nach dem ASVG versicherten Personen 
einheitlichen Kontopension nach Auslaufen des Übergangsrechts.4 

Für die Beurteilung des Reformerfolgs waren daher einerseits die durch 
die Änderung der Dienstordnung geänderte Dienstgeber(pensions)leis-
tung und andererseits die aufgrund der Kontoerstgutschrift neue ASVG–
Pension zu berechnen. Dies deshalb, weil sich die Gesamtpension der 
Bediensteten der Sozialversicherungen aus der ASVG–Pension und der 
Dienstgeber(pensions)leistung zusammensetzte.

 5.2 (1) Der Hauptverband setzte die Empfehlungen des RH mit den mit 
1. Jänner 2014 in Kraft getretenen Änderungen teilweise um. Die 
vom RH gemeinsam mit der Pensionsversicherungsanstalt entwickelten 
Modellrechnungen hinsichtlich der bestehenden Dienstverhältnisse und 
deren künftige Pensionsanwartschaften ergaben, dass die Reform der 
Dienstordnungspension 2014 im Allgemeinen nur zu geringen Reduk-
tionen der künftigen Gesamtpension (Vergleich Gesamtpension Aus-
gangslage 2011 zu Gesamtpension nach Reform 2014) führt. In einigen 
Fällen zeigen die Modellrechnungen sogar künftig höhere Gesamtpen-
sionen als vor der Reform. Im Gegensatz zu den Empfehlungen des 

4 Diese Änderungen sind im Anhang A detailliert beschrieben.
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RH blieb die Reduktion der künftigen Gesamtpensionshöhe durch die 
Reform 2014 somit gering.

Die Abbildungen 2 bis 5 zeigen (jeweils für die Bedienstetengrup-
pen Arzt, Fachdienst, Maturant und Akademiker) diese vergleichs-
weise geringen Reduktionen der künftigen Gesamtpension (Kurve: 
Gesamtpension Sozialversicherung Reform 2014). Bei Ärzten (männ-
lich) änderte sich in Folge der Reform die Höhe der künftigen Gesamt-
pension nahezu nicht, bei Akademikern (männlich) ergab sich eine 
Reduktion der Gesamtpension nur für die Jahrgänge bis 1958. Eine 
durchgängige Reduktion der künftigen Gesamtpension war im Wesent-
lichen nur beim Fachdienst (männlich) erkennbar.

Abbildung 2:  Gesamtpension (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)leistung) Arzt (männ-
lich) vor/nach der Reform im Vergleich mit der Bundesbeamtenpension sowie den 
RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht sowie den aktuellen RH–Empfehlungen
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Gesamtpension Sozialversicherung_Reform_2014_plus_RH_Empf
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Abbildung 3:  Gesamtpension (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)leistung) Fachdienst 
(männlich) vor/nach der Reform im Vergleich mit der Bundesbeamtenpension sowie 
den RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht sowie den aktuellen RH–Empfehlungen
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Abbildung 4:  Gesamtpension (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)leistung) Maturant (männ-
lich) vor/nach der Reform im Vergleich mit der Bundesbeamtenpension sowie den 
RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht sowie den aktuellen RH–Empfehlungen
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(2) Weiters zeigen die Abbildungen 2 bis 5, dass eine künftige Umset-
zung der bislang noch nicht umgesetzten RH–Empfehlungen (Kurve: 
Gesamtpension Sozialversicherung Reform 2014 plus RH–Empfeh-
lung) gemeinsam mit der Reform 2014 zu einer Reduktion der künfti-
gen Gesamtpension führt, die annähernd das Niveau der mit den RH–
Empfehlungen 2011 errechneten Werte erreicht (Kurve: Gesamtpension 
Sozialversicherung RH–Empfehlung 2011).

Abbildung 5:  Gesamtpension (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)leistung) Akademiker 
(männlich) vor/nach der Reform im Vergleich mit der Bundesbeamtenpension sowie 
den RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht sowie den aktuellen RH–Empfehlungen
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(3) Gesamthaft stellen sich die Änderungen durch die Reform 2014 der 
Pensionsrechte der Bediensteten der Sozialversicherungen — abhän-
gig vom jeweils betrachteten Geburtsjahrgang — verglichen mit den 
Empfehlungen des RH wie folgt dar:

Die Reduzierung der künftigen Gesamtpension der Bediensteten der 
Sozialversicherungen auf Basis der Reform 2014 war somit deutlich 
geringer als bei Umsetzung der RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht.

(4) In einzelnen Fällen lieferten die Modellrechnungen des RH wie in 
Tabelle 3 dargestellt sogar höhere künftige Gesamtpensionen für die 
Bediensteten der Sozialversicherungen als vor der Reform 2014:

Tabelle 2:  Vergleich Reduktion der künftigen Gesamtpension (ASVG–Pension und Dienst-
geber(pensions)leistung) aufgrund der Reform 2014 gegenüber einer Umset-
zung der RH–Empfehlungen

Bedienstetengruppe

Änderung der künftigen 
Gesamtpension durch die  

Reform 2014

Änderung der künftigen 
Gesamtpension bei Umsetzung  

der RH–Empfehlungen

Bandbreite der Änderung der Gesamtpension

in %

Arzt – 0,2 bis – 0,9 – 11,7 bis – 15,7

Fachdienst C I – 2,5 bis – 7,8 – 5,2 bis – 17,4

Maturant C III + 2,9 bis – 3,8 – 8,5 bis – 15,1

Akademiker E III – 0,1 bis – 6,7 – 14,6 bis – 25,5

Quelle: Modellrechnung RH
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 5.3 (1) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei der Schutzbetrag bei 
der Deckelung des Durchrechnungsverlustes von bisher 618,13 EUR 
auf 358,40 EUR deutlich reduziert worden, wodurch es auch zu einer 
Verringerung der Gesamtpension gekommen sei. 

(2) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes fehle für den Bereich der 
gesetzlichen Pension der Sozialversicherungsbediensteten die — für 
Akademiker im Beamtenbereich bis zum Jahrgang 1965 geltende — 
begünstigende Regelung einer beitragsfreien Anrechnung der Studien-
zeiten als Ruhegenussvordienstzeit, was zu einer Erhöhung des Stei-
gerungsprozentsatzes und damit zu einer höheren Ersatzrate führe. 
Anlässlich der Kollektivvertragsverhandlungen über die Regelung der 
fiktiven gesetzlichen Pension unter Berücksichtigung allfälliger Äqui-

Tabelle 3:  Vergleich Gesamtpension (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)leis-
tung) mit der Rechtslage 2011 bzw. nach der Reform 2014

Bedienstetengruppe; Geschlecht; 
Geburtsjahrgang

Gesamtpension 
(RL2011;  

Geldwert 2014)

Gesamtpension 
(RL2014;  

Geldwert 2014)
Reformgewinn Reformgewinn

in EUR in %

Fachdienst Weiblich 1955 2.958 3.008 + 50 + 1,69

Fachdienst Weiblich 1966 2.621 2.667 + 46 + 1,75

Fachdienst Weiblich 1967 2.636 2.699 + 63 + 2,38

Fachdienst Weiblich 1968 2.660 2.733 + 73 + 2,74

Maturant Männlich 1957 3.478 3.570 + 92 + 2,65

Maturant Männlich 1958 3.461 3.540 + 79 + 2,30

Maturant Männlich 1959 3.444 3.515 + 71 + 2,06

Maturant Männlich 1960 3.428 3.475 + 47 + 1,38

Maturant Männlich 1961 3.412 3.452 + 40 + 1,17

Maturant Männlich 1962 3.397 3.427 + 30 + 0,89

Maturant Männlich 1963 3.386 3.407 + 21 + 0,63

Maturant Männlich 1964 3.375 3.381 + 6 + 0,18

Maturant Männlich 1965 3.098 3.188 + 90 + 2,89

Maturant Männlich 1966 3.087 3.168 + 81 + 2,61

Maturant Männlich 1967 3.085 3.150 + 65 + 2,11

Maturant Weiblich/Männlich 1968 3.085 3.133 + 48 + 1,54

Maturant Weiblich/Männlich 1969 3.085 3.117 + 33 + 1,06

Maturant Weiblich/Männlich 1970 3.084 3.102 + 18 + 0,57

Maturant Weiblich/Männlich 1971 3.084 3.089 + 5 + 0,16

Geldwert 2014; nach Abzug der jeweiligen Pensionssicherungsbeiträge; gerundet auf ganze EUR 

Quelle: Modellrechnung RH
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valente im Beamtenpensionsrecht (beitragsfreie Studienzeitenanrech-
nung) habe sich herausgestellt, dass die Implementierung des Äquiva-
lents aus dem Beamtenpensionsrecht anstelle der bisherigen Regelung 
zu zusätzlichen Kosten geführt habe, weshalb der Fokus in den Ver-
handlungen auf die Einführung einer Pensionseinkommensgrenze auch 
für „Diensteintritte vor 1984“ und Verschlechterungen bei der Decke-
lung des Durchrechnungsverlusts gelegt worden sei.

(3) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes wäre durch das zwischen-
zeitlich gestiegene tatsächliche Pensionsantrittsalter für Sozialversiche-
rungsbedienstete auch ein wichtiger Einsparungseffekt erzielt worden. 
Gleichfalls würden Änderungen der gesetzlichen Pensionsantrittsvoraus-
setzungen (Entfall der Hacklerregelung–ALT) auch eine spätere Ruhe-
standsversetzung für Sozialversicherungsbedienstete mit sich bringen.

(4) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes hätten im Rahmen von 
Gesprächsrunden im 2. Quartal 2015 weitere Einsparungen erzielt 
werden können. So wurden in den Kollektivvertragsverhandlungen zur 
90. bzw. 91. Änderung der DO.A, 86. bzw. 87. Änderung der DO.B 
und 77. bzw. 78. Änderung der DO.C (Beschluss der Trägerkonferenz 
vom 9. Juni 2015) weitere kostendämpfende Maßnahmen für die Pen-
sionsanpassungen auch im Bereich bestehender Dienstordnungspen-
sionen durchgesetzt. Der Hauptverband bezifferte diese Einsparungen 
mit etwa 130 Mio. EUR bis 150 Mio. EUR.

 5.4 (1) Der RH betonte, die vom Hauptverband vorgenommene Änderung 
der Rechenvorschrift zur Kenntnis genommen zu haben; die Empfeh-
lung, den 0 %– bis 7 %– bzw. 13 %–Verlustdeckel entfallen zu lassen, 
setzte der Hauptverband jedoch nicht um. Der Umsetzungsgrad für die 
Empfehlung des Enfalls des 7 %– bzw. 13 %–Verlustdeckels ist daher 
„nicht umgesetzt“.

(2) Hinsichtlich der vom Hauptverband im Pensionsrecht der Beamten 
angeführten ursprünglichen Regelung einer beitragsfreien Anrechnung 
der (Mindest–)Studienzeit als Ruhegenussvordienstzeit (im Altast) hielt 
der RH fest, dass diese bei Pragmatisierung bis Juni 1988 galt. Somit 
betraf diese Regelung, in Abhängigkeit von der individuellen Schul-
dauer, Wehrdienst, Studiendauer und Mindestdienstzeit als Vertrags-
bediensteter vor einer möglichen Pragmatisierung, erfahrungsgemäß 
Geburtsjahrgänge bis 1960. Wie bereits im Vorbericht dargestellt, hatte 
diese den Steigerungsbetrag der Gesamtdienstzeit begünstigende Rege-
lung durch das zwischenzeitlich (bereits ab Geburtsjahrgang 2. Okto-
ber 1952) auf 65 Jahre erhöhte Pensionsantrittsalter für die genannten 
Geburtsjahrgänge (bei Standardberufsverläufen) keine Auswirkungen 
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hinsichtlich des Erreichens des Höchstausmaßes des Steigerungsbe-
trags. 

Zur Stellungnahme des Hauptverbandes betreffend die Änderung des 
Steigerungsbetrags für Akademiker entgegnete der RH, dass er emp-
fohlen hatte, bei der fiktiven ASVG–Pensionsberechnung auch beim 
Akademiker die erforderliche Gesamtdienstzeit (für das Höchstausmaß 
des Steigerungsbetrags) von 30 auf 35 Jahre zu erhöhen. Damit wür-
den alle Bedienstetengruppen der Sozialversicherungsträger hinsicht-
lich des Steigerungsbetrags harmonisiert. Gleichzeitig würde die Umset-
zung dieser Empfehlung beim Arzt/Akademiker zu einer niedrigeren 
Dienstgeber(pensions)leistung führen und damit die bestehende Diffe-
renz zwischen den höheren Pensionsleistungen bei den Bediensteten 
der Sozialversicherungsträger und den Beamtenpensionen reduzieren.

(3) Der RH nahm die Ausführungen des Hauptverbandes betreffend die 
kostendämpfenden Maßnahmen für die Pensionsanpassung zur Kennt-
nis; eine Überprüfung der vom Hauptverband bezifferten Einsparungen 
war mangels Daten über bestehende Pensionshöhen nicht möglich.

 6.1 (1) Die nachfolgenden Abbildungen 6 bis 9 zeigen die gesamthaft zu 
erwartende Pensionsleistung vom Pensionsantritt bis zum statistischen 
Ableben nach den unterschiedlichen Rechtslagen (unter Zugrundele-
gung der in den Abbildungen dargestellten Erläuterungen).

 

Einsparungs-
potenzial der 
Reform
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Abbildung 6:  Insgesamt zu erwartende Pensionsleistung (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)
leistung) Arzt (männlich) vor/nach der Reform im Vergleich mit der Bundesbeam-
tenpension sowie den RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht sowie den aktuellen 
RH–Empfehlungen
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Berechnungsbasis: 
gleicher Gehaltsverlauf DO.B: B III, Geldwert 2014 
vom Regelpensionsalter bis Ableben (80,7 Jahre); 
nach Abzug der jeweiligen Pensionssicherungsbeiträge; 
bei Bediensteten der Sozialversicherungen wurde 
das Ruhen der Dienstgeber(pensions)leistung auf 
Abfertigungsdauer berücksichtigt

Quelle: Modellrechnung RH 
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Abbildung 7:  Insgesamt zu erwartende Pensionsleistung (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)
leistung) Fachdienst (männlich) vor/nach der Reform im Vergleich mit der Bundes-
beamtenpension sowie den RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht sowie den aktu-
ellen RH–Empfehlungen
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Berechnungsbasis: 
gleicher Gehaltsverlauf DO.A: C I, Geldwert 2014 vom 
Regelpensionsalter bis Ableben (80,7 Jahre); 
nach Abzug der jeweiligen Pensionssicherungsbeiträge; 
bei Bediensteten der Sozialversicherungen wurde 
das Ruhen der Dienstgeber(pensions)leistung auf 
Abfertigungsdauer berücksichtigt

Quelle: Modellrechnung RH 
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Abbildung 8:  Insgesamt zu erwartende Pensionsleistung (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)
leistung) Maturant (männlich) vor/nach der Reform im Vergleich mit der Bundes-
beamtenpension sowie den RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht sowie den aktu-
ellen RH–Empfehlungen
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Berechnungsbasis: 
gleicher Gehaltsverlauf DO.A: C III, Geldwert 2014 vom 
Regelpensionsalter bis Ableben (80,7 Jahre); 
nach Abzug der jeweiligen Pensionssicherungsbeiträge; 
bei Bediensteten der Sozialversicherungen wurde 
das Ruhen der Dienstgeber(pensions)leistung auf 
Abfertigungsdauer berücksichtigt

Quelle: Modellrechnung RH 
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(2) Auch die aus der Reform 2014 resultierenden Einsparungen hin-
sichtlich der auf Pensionsdauer bis Ableben erhaltenen Gesamtpensi-
onsleistung waren — verglichen mit den sich aus den Empfehlungen 
des Vorberichts ergebenden Einsparungen — sehr gering:

Abbildung 9:  Insgesamt zu erwartende Pensionsleistung (ASVG–Pension und Dienstgeber(pensions)
leistung) Akademiker (männlich) vor/nach der Reform im Vergleich mit der Bun-
desbeamtenpension sowie den RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht sowie den 
aktuellen RH–Empfehlungen
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Berechnungsbasis: 
gleicher Gehaltsverlauf DO.A: E III, Geldwert 2014 vom 
Regelpensionsalter bis Ableben (80,7 Jahre); 
nach Abzug der jeweiligen Pensionssicherungsbeiträge; 
bei Bediensteten der Sozialversicherungen wurde 
das Ruhen der Dienstgeber(pensions)leistung auf 
Abfertigungsdauer berücksichtigt

Quelle: Modellrechnung RH 
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Die Abbildungen 6 bis 9 zeigen (jeweils für die Bedienstetengruppen 
Arzt, Fachdienst, Maturant und Akademiker), dass die gesamthaft zu 
erwartende Pensionsleistung durch die Reform 2014 gegenüber der 
Ausgangslage 2011 nur geringfügig reduziert wird. Erst eine Umset-
zung der bislang nicht umgesetzten Empfehlungen des RH würde (nun-
mehr auf Basis der Rechtslage 2014) zu einer Reduktion, die annä-
hernd die Ergebnisse der RH–Empfehlungen aus dem Vorbericht 2011 
erreicht, führen.

 6.2 (1) Die Einsparungen, die aus den mit 1. Jänner 2014 in Kraft getretenen 
Änderungen resultierten, waren im Vergleich mit den sich aus den Emp-
fehlungen des Vorberichts ergebenden Einsparungen sehr gering, weil 
damit nur rd. 12,6 % des möglichen Einsparungspotenzials erreicht würde.

Im Hinblick auf die durch die bisherigen Reformen zu erwartenden 
geringen Einsparungspotenziale empfahl der RH neuerlich

1.   den 0 %– bis 7 %– bzw. 13 %–Verlustdeckel bei der Berechnung 
der Dienstordnungspension entfallen zu lassen,

2.   eine einheitliche 80 %–Obergrenze für die Gesamtpension, die bis-
lang nur für Bedienstete, die nach 1993 unkündbar gestellt wurden, 
anzuwenden war, bei der Pensionsberechnung für alle Bediens teten 
vorzusehen und

3.   den Steigerungsbetrag der fiktiven ASVG–Pension auch beim Aka-
demiker im Gesamtausmaß von bis zu 35 Jahren (bis zur Erreichung 
des Höchstausmaßes von 80 % der Bemessungsgrundlage) zu berech-
nen und damit Akademiker mit Nicht–Akademikern gleichzustellen.

(2) Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 25) ausgeführt, dass die 
Umsetzung der Empfehlungen (Entfall des Verlustdeckels, 80 %–Grenze 
für die Gesamtpension, Steigerungsbetrag bis 35 Dienstjahre auch 
beim Akademiker)

–  für die 9.366 dem Übergangsrecht unterliegenden Verwaltungsan-
gestellten ein gesamthaftes Einsparungspotenzial im Zeitraum 2012 
bis 2050 in Höhe von 950 Mio. EUR mit sich bringen würde;

–  hinsichtlich der Ärzte, des Pflegepersonals und der Arbeiter sowie 
Psychologen und Zahntechniker, in Summe 4.496 dem Übergangs-
recht unterliegende Bedienstete, ein geschätztes Einsparungspoten-
zial von zusätzlich 450 Mio. EUR mit sich bringen würde. 
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In Summe errechnete der RH daher in seinem Vorbericht für alle dem 
Übergangsrecht unterliegenden Bediensteten der Sozialversicherungen 
bei Umsetzung der Empfehlungen des RH in einer weitergehenden Pen-
sionsreform im Zeitraum 2012 bis 2050 ein Einsparungspotenzial von 
rd. 1,4 Mrd. EUR (Geldwert 2011).

(3) Insbesondere aufgrund von zwischen dem Vorbericht und der gegen-
ständlichen Follow–up–Überprüfung erfolgten Pensionierungen redu-
zierte sich die Anzahl der Bediensteten, welche Ende 2014 Anspruch 
auf eine Dienstordnungspension hatten, von 13.862 auf 10.807. Basie-
rend auf den RH–Empfehlungen des Vorberichts ergab die neue Modell-
rechnung des RH für die reduzierte Anzahl von Dienstordnungspen-
sionsanwartschaften ein nunmehriges Einsparungspotenzial von 
rd. 1,15 Mrd. EUR von 2014 bis 2050 (Geldwert 2014). 

Der RH hielt kritisch fest, dass unter anderem aufgrund der seit dem 
Vorbericht verstrichenen Zeit, in der es verabsäumt wurde, den Emp-
fehlungen des RH entsprechende Reformen des Pensionssystems der 
Dienstordnung durchzuführen, das Einsparungspotenzial bis 2014 (vor 
der Reform) von rd. 1,4 Mrd. EUR auf rd. 1,15 Mrd. EUR gesunken war. 

(4) Das durch die Reform der Dienstordnung 2014 realisierte Einspa-
rungspotenzial errechnete der RH für den Zeitraum 2014 bis 2050 mit 
rd. 144 Mio. EUR. Der RH kritisierte, dass durch die Reform 2014 ledig-
lich rd. 12,6 % des sich aufgrund der Empfehlungen des RH ergebenden 
Einsparungspotenzials von 1,15 Mrd. EUR umgesetzt wurde (Tabelle 4).

Bei Umsetzung der bisher nicht oder nur teilweise umgesetzten RH–Emp-
fehlungen auf Basis der Rechtslage der Dienstordnung 2014 berechnete 
der RH ein zusätzliches Einsparungspotenzial von rd. 786 Mio. EUR 
in den verbleibenden Jahren 2016 bis 2050. 

Tabelle 4: Vergleich Einsparungspotenzial

Geldwert Modell Zeitraum Anzahl  
Anwärter Einsparungspotenzial

RH–Empfehlungen aus  
Vorbericht (2012/10) 2011 RH–Rechenmodell 2011 2012 bis 

2050 13.862 1,4 Mrd. EUR

RH–Empfehlungen aus  
Vorbericht (2012/10) 2014 RH–Rechenmodell 2014 2014 bis 

2050 10.807 1,15 Mrd. EUR

Reform Dienst- 
ordnung 2014 2014 RH–Rechenmodell 2014

inkl. Kontoerstgutschrift
2014 bis 

2050 10.807 durch Reform 2014 umge-
setzt: 144 Mio. EUR

Reform Dienst- 
ordnung 2014 plus  
RH–Empfehlungen

2014 RH–Rechenmodell 2014
inkl. Kontoerstgutschrift

2016 bis 
2050 10.807

zusätzliches Einsparungs-
potenzial durch Umsetzung 
der RH–Empfehlungen: 
786 Mio. EUR

Quelle: Modellrechnung RH
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 6.3 (1) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes erhielten Beamte der Jahr-
gänge 1955 und jünger neben der Altastpension und der Neuastpension 
gemäß Pensionsgesetz zusätzlich eine Pensionskassenleistung der Bun-
despensionskasse. Die in Aussicht genommene Leistung (rechnungs-
mäßiger Überschuss: 3 %, 5 % bzw. 7,5 %) sei den zu erwartenden 
Beamtenpensionen hinzuzurechnen.

(2) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei die Nebengebühren-
zulage bei der Beamtenpension vom RH nicht berücksichtigt worden, 
welche in vielen Bereichen des Beamtensystems eine große Rolle spiele 
(z.B. Exekutive, Landesverteidigung, Lehrer, Finanzbeamte etc.) und 
die Beamtenpension um bis zu 20 Prozentpunkte erhöhen könne. Im 
Gegensatz zum Bereich der Bediensteten der Sozialversicherungen wür-
den im System der Beamten auch weit zurückliegende Nebengebühren 
in die Nebengebührenzulage einbezogen und führten in der Realität zu 
höheren Beamtenpensionen.

(3) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei die Gesamtpensi-
ons–Ersatzrate für beamtete Ärzte unter dem Aspekt dieser Neben-
gebührenzulage nicht nachvollziehbar: Der RH habe bei einem Arzt 
(männlich, Regelpensionsalter) für den Jahrgang 1955 im Beamten-
bereich eine Ersatzrate von nur 63 % berechnet; im Gegensatz dazu 
liege dem Hauptverband ein Beispiel einer Ärztin, Jahrgang 1955 mit 
40 Dienstjahren (Pragmatisierung 1980, ruhegenussfähiger Monatsbe-
zug 6.648,76 EUR), vor, für die eine Bruttopension (inkl. Nebengebüh-
renzulage aus einer Forschungszulage) von 4.883,38 EUR zu erwarten 
sei. Die Ersatzrate betrage in diesem Fall daher 73,5 %.

(4) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes ergäben sich durch Ände-
rungen bei Pensionsbeiträgen und Pensionssicherungsbeiträgen im Zuge 
des Sonderpensionenbegrenzungsgesetzes jährliche Mehreinnahmen 
bzw. Einsparungen im Ausmaß von über 2 Mio. EUR. Bezogen auf die 
durchschnittliche Pensionsbezugsdauer sei von Mehreinnahmen für 
die Sozialversicherungsträger im Ausmaß von 40 Mio. EUR auszuge-
hen, welche im vorliegenden Bericht unberücksichtigt geblieben seien, 
zumal diese Maßnahmen im Vorbericht bei der Berechnung des Ein-
sparungspotenzials Berücksichtigung gefunden hätten. 

(5) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei dem RH bei Ermitt-
lung des Einsparungspotenzials von 1,4 Mrd. EUR im Vorbericht offen-
bar ein Irrtum unterlaufen, weil dieses bei einer Umsetzung aller Maß-
nahmen mit Wirksamkeitsbeginn 1. Jänner 2012 erzielbar wäre, der 
Vorbericht aber erst am 15. Oktober 2012 übermittelt worden sei und 
für Änderungen des Kollektivvertrages ein adäquater Verhandlungs-
zeitraum zu berücksichtigen sei. Im Ergebnis sei der RH bei dem vor-
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liegenden Prüfungsergebnis diesen Einwänden gefolgt und habe daher 
das von ihm angenommene Einsparungsvolumen auf 1,15 Mrd. EUR 
reduziert.

(6) Zur Kritik der Säumnis bei Aufnahme von Verhandlungen zur 
Umsetzung der RH–Empfehlungen hielt der Hauptverband fest, dass 
nach Erhalt des Prüfungsergebnisses zum Vorbericht, zu dem der 
Hauptverband mit Schreiben vom 28. Juni 2012 Stellung genommen 
habe, unverzüglich — somit noch vor Erscheinen des Vorberichts am 
15. Oktober 2012 — Gespräche mit den Kollektivvertragspartnern (mit 
dem Ergebnis der teilweisen Umsetzung der Empfehlungen des RH) auf-
genommen worden wären.

(7) Laut Stellungnahme des Hauptverbandes sei das vom RH teilweise 
kritisierte Ergebnis eine Konsequenz der geforderten 80 %–Grenze. Der 
Hauptverband als Kollektivvertragspartner und Normerzeuger könne 
nur die Dienstgeberleistung beeinflussen, nicht aber die ASVG–Pension 
reduzieren. Da der Fokus nur auf der Dienstgeber–, nicht aber auf der 
ASVG–Leistung liegen könne, sei der Bericht des RH missverständlich. 

Die Einführung einer 80 %–Grenze bewirke, dass bei einer steigenden 
ASVG/APG–Leistung (durch längere Erwerbstätigkeit) die Dienstge-
berleistung sinke. Dadurch hätten an sich erwünschte, den Pensions-
antritt hinauszögernde Maßnahmen den unerwünschten Nebeneffekt, 
dass durch die steigende gesetzliche Leistung in Verbindung mit der 
Deckelung bei 80 % die Dienstgeberleistung — auch wenn sie an und 
für sich steigen würde — sinke.

(8) Die Regelungen zur Einführung einer Pensionseinkommensgrenze 
traten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Ziel und Ergebnis der Reformen (die 
Einführung der 80 %igen Pensionseinkommensgrenze, die Reduzierung 
des Schutzbetrags der Deckelung und die DO–Änderung zur Erweite-
rung des Durchrechnungszeitraums auf Beitragsmonate ab 1988) sei 
eine Reduktion der Betriebspension gewesen. Aus verfassungsrechtlichen 
Erwägungen seien jedoch die Kürzungen der Betriebspensionen mit 20 % 
limitiert worden. Wie auch der RH anerkannt habe, sei durch diese Maß-
nahmen ein Einsparungspotenzial von 150 Mio. EUR lukriert worden.

 6.4 (1) Der RH entgegnete, dass er bereits in seinem Vorbericht (siehe 
TZ 21.2) die allfälligen künftigen Leistungen aus der Pensionskasse des 
Bundes abgeschätzt hat. Der Bund zahlte ab 2009 für alle von der Paral-
lelrechnung mit dem Pensionskonto betroffenen Beamten (ab Geburts-
jahr 1955) einen Beitrag von 0,75 % des Monatsbezugs in eine Pensi-
onskasse. Die daraus resultierenden Leistungen wurden im Rahmen der 
Modellrechnung des Vorberichts und der vorliegenden Follow–up–Über-
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prüfung aus Gründen der geringen Beträge bzw. der Unabwägbarkeit 
der künftigen Zinsentwicklung der Pensionskasse nicht eingerechnet: 
Der RH hatte hiezu für den 1955 geborenen Akademiker (A1/2) bzw. 
Maturanten (A2/2) bei Pensionsantritt mit 65 Jahren ein angespartes 
Kapital von ca. 30 EUR bzw. 20 EUR monatlich (14–mal) in Bezug auf 
die statistische Lebenserwartung (männlich 80,7 Jahre; Geldwert 2006; 
Zinssatz 1 % über der Inflation) berechnet. Wegen des in Relation zur 
monatlichen Beamtenpension geringen Betrags berücksichtigte der RH 
diesen Betrag im Rahmen seiner Modellrechnung nicht. 

Für Bedienstete der Sozialversicherungsträger bezahlt der Dienstgeber 
bei den nur noch dem ASVG/APG unterliegenden Geburtsjahrgängen 
einen höheren Pensionskassenbeitrag als der Bund für Bundesbeamte: 
Die Sozialversicherungsträger leisten als Dienstgeber zur Pensionskasse 
ihrer Bediensteten 0,85 % des Monatsbezugs bis zur Höchstbeitrags-
grundlage und 4,5 % darüber, der Bund hingegen nur 0,75 %. Dies 
war jedoch nicht Gegenstand des Vorberichts.

(2) Der RH hatte bereits in seinem Vorbericht die vom konkreten 
Arbeitsplatz abhängigen Zulagen der Bediensteten der Sozialversi-
cherungsträger, aber auch die Nebengebührenzulage der Bundesbe-
amten nicht eingerechnet: Seine Aussagen beruhten auf Modellrech-
nungen mit Normkarriereverläufen, in denen nur die Grundgehälter 
— im vorliegenden Fall jene der Sozialversicherungsträger (DO.A: C I, 
C III, E III bzw. DO.B: B III) — berücksichtigt wurden. Damit zeigte der 
RH die finanziellen Auswirkungen der unterschiedlichen Pensions-
rechte auf der Grundlage eines für beide Gruppen gleich angenom-
menen Normgehaltsverlaufs auf.

In den Modellrechnungen unterstellte der RH das gesetzliche Regel-
pensionsalter von 65 Jahren, wobei bei der Berechnung der Pensionen 
weder Zulagen bei den Sozialversicherungsträgern noch Nebengebühren 
bei Bundesbeamten berücksichtigt wurden. So hat der RH in der Aktiv-
zeit vom konkreten Arbeitsplatz abhängige Zulagen bei den Sozialver-
sicherungsträgern, beispielsweise jene der Ärzte (diese betrugen 2011 
monatlich (14x) durchschnittlich 1.190 EUR) oder jene des Pflegeper-
sonals (2011 monatlich (14x) durchschnittlich 490 EUR), aber auch die 
Nebengebühren des Bundes nicht in die Berechnung einbezogen. Ergän-
zend hielt der RH fest, dass Nebengebühren im Bund grundsätzlich nur 
außerhalb der Besoldungsgruppen der allgemeinen Verwaltung gewährt 
werden und hier überwiegend zur Abgeltung der zeitlichen Mehrleis-
tungen der Lehrer und der Exekutive (hier auch bezüglich der Gefahren) 
dienen. Hinsichtlich des vom Hauptverband angeführten Vorteils, dass 
bei den Beamten auch weit zurückliegende Nebengebühren berück-
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sichtigt werden, entgegnete der RH, dass die mehrjährige Durchrech-
nung der Nebengebühren eine erhebliche Reduzierung mit sich bringt. 

Durch die Vorgangsweise der Modellrechnungen mit Normkarrierever-
läufen (ohne individuelle Arbeitsplatzsituationen) war ein Vergleich 
des Pensionsrechts der Bediensteten der Sozialversicherungsträger und 
der Bundesbeamten möglich.

(3) Der RH entgegnete weiters, dass die von ihm berechneten Ersatzra-
ten auf Grundlage der Normkarriereverläufe mit Grundgehältern, aber 
ohne Zulagen berechnet wurden. Weiters hielt der RH fest, dass das 
gesetzliche Regelpensionsalter der vom Hauptverband in seiner Stel-
lungnahme zitierten beamteten Ärztin, Jahrgang 1955, 65 Jahre betrug; 
die vorzeitigen Modelle der Ruhestandsversetzung, das waren die Hack-
lerpensionsregelung–NEU bzw. Korridorpensionsregelung, ermöglich-
ten eine Ruhestandsversetzung mit frühestens 62 Jahren, jedoch unter 
erheblichen Abschlägen. Die beispielhaft angeführte Ärztin, Jahrgang 
1955, könnte daher erst frühestens 2017 in den Ruhestand versetzt wer-
den. Auf welcher gesetzlichen Grundlage die vom Hauptverband ange-
führte Ruhestandsversetzung beruhte, war daher nicht nachvollziehbar. 

(4) Zur Stellungnahme des Hauptverbandes bezüglich der fehlenden 
Berücksichtigung von Pensions– und Pensionssicherungsbeiträgen ent-
gegnete der RH, dass seine Empfehlung zur Anhebung der Pensionssi-
cherungsbeiträge für die Dienstgeber(pensions)leistung im Sozialrechts-
änderungsgesetz 2012 zwar teilweise umgesetzt worden war, diese 
Reform im Rahmen des Sonderpensionenbegrenzungsgesetzes 2014 
jedoch teilweise wieder rückgängig gemacht wurde.

Tabelle 5: Pensionssicherungsbeiträge

Pensionssicherungsbeiträge für die 
Dienstgeber(pensions)leistung 

Grenzwerte der Anwendung 
der Pensionssicherungs -
beiträge in Bezug auf die 
Höchstbeitragsgrundlage

Pensionssicherungs–
beitrag (im Fall der 

80 %igen Pensionsein-
kommensgrenze) 

Pensionssicherungs-
beitrag (Pensionen 

in der Höhe 
ungedeckelt)

RH–Empfehlung (2012/10) Bis 35 % 3,3 % 3,3 %

Bis 70 % 6,6 % 6,6 %

Über 70 % 9,9 % 9,9 %

Sozialrechtsänderungsgesetz 2012  
(von 2013 bis 2014)

Bis 35 % 3,3 % 3,5 %

Bis 70 % 4,5 % 5 %

Über 70 % 6 % 7,1 %

Sonderpensionenbegrenzungsgesetz  
(ab 2015)

Bis 50 % 3,3 % Bis 35 % 3,5 %

Bis 80 % 4,5 % Bis 70 % 5 %

Über 80 % 9 % Über 70 % 10 %
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In seinem Vorbericht hatte der RH die Anhebung des von Pensionisten 
der Sozialversicherungsträger von der Dienstgeber(pensions)leistung zu 
leistenden Pensionssicherungsbeitrags (von 3,3 %) auf 6,6 % für Pensi-
onsteile über 35 % der Höchstbeitragsgrundlage und auf 9,9 % für Pen-
sionsteile über 70 % der Höchstbeitragsgrundlage empfohlen. Mit dem 
Sozialrechts–Änderungsgesetz 2012 wurde der Pensionssicherungsbei-
trag für die Dienstgeber(pensions)leistung dahingehend modifiziert, 
dass er 4,5 % für Pensionsteile über 35 % der Höchstbeitragsgrund-
lage und 6 % für Pensionsteile über 70 % der Höchstbeitragsgrundlage 
beträgt. Für Pensionsbezieher, die der Pensionseinkommensgrenze von 
80 % nicht unterlagen, betrug der erhöhte Pensionssicherungsbeitrag 
5 % bzw. 7,1 %. Diese Novellierung hatte der RH sowohl im Stellung-
nahmeverfahren als auch im Nachfrageverfahren zu seinem o.a. Vor-
bericht als Teilumsetzung seiner Empfehlung bewertet. 

Mit dem Sonderpensionenbegrenzungsgesetz wurden die ursprüng-
lich auf Empfehlung des RH angehobenen Pensionssicherungsbeiträge 
reduziert bzw. die Grenzwerte der Anwendung erhöht. Nunmehr gal-
ten Pensionssicherungsbeiträge für die Dienstgeber(pensions)leistung 
von 3,3 % bis zu 50 % der Höchstbeitragsgrundlage, 4,5 % bis zu 80 % 
der Höchstbeitragsgrundlage und 9 % darüber. Für Pensionsbezieher, 
die der Pensionseinkommensgrenze von 80 % nicht unterlagen, gal-
ten Prozentsätze von 3,5 % für die Dienstgeber(pensions)leistung bis 
zu 35 % der Höchstbeitragsgrundlage, 5 % bis 70 % der Höchstbei-
tragsgrundlage und 10 % darüber.

Die vom Hauptverband aufgrund des Sonderpensionenbegrenzungs-
gesetzes postulierten jährlichen Mehreinnahmen bzw. Einsparungen 
im Ausmaß von über 2 Mio. EUR bzw. gesamthaft 40 Mio. EUR nahm 
der RH zur Kenntnis, konnte sie aber nicht bestätigen, da die Pensi-
onshöhen der im Ruhestand befindlichen Bediensteten der Sozialver-
sicherungsträger nicht im Einzelnen vorlagen. Bei Umsetzung der vom 
RH empfohlenen sozial gestaffelten Erhöhung der Pensionssicherungs-
beiträge wären jedenfalls höhere jährliche Mehreinnahmen bzw. Ein-
sparungen zu erzielen gewesen.

(5) Betreffend die Höhe des Einsparungspotenzials entgegnete der RH 
dem Hauptverband, dass es sich beim im Vorbericht berechneten Wert 
von 1,4 Mrd. EUR um eine rechnerische Größe eines ab 2012 beste-
henden Einsparungspotenzials handelte. Dieses Einsparungspotenzial 
resultierte aus der Anzahl der 13.862 Mitarbeiter der Sozialversiche-
rungen, welche zur Zeit der Prüfung des RH (2011/2012) eine Anwart-
schaft auf eine Dienstgeber(pensions)leistung hatten. Das sich nun-
mehr auf 1,15 Mrd. EUR belaufende Einsparungspotenzial ergab sich in 
erster Linie aufgrund der (wegen zwischenzeitlicher Pensionierungen) 
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auf 10.807 reduzierten Anzahl der Personen mit Anwartschaft auf 
Dienstgeber(pensions)leistung und nicht aufgrund eines vom Haupt-
verband in seiner Stellungnahme (6.3(5)) behaupteten Irrtums des RH.

(6) Der RH erwiderte dem Hauptverband weiters, dass er nicht die 
Säumnis bei der Aufnahme von Verhandlungen negativ hervorgeho-
ben hatte. Er hatte vielmehr die verspätete und nur teilweise erfolgte 
Umsetzung seiner Empfehlungen kritisiert, wodurch einerseits das Ein-
sparungspotenzial bis 2014 von 1,4 Mrd. EUR auf 1,15 Mrd. EUR gesun-
ken war und andererseits davon nur 12,6 % des gemäß den RH–Emp-
fehlungen möglichen Einsparungspotenzials erreicht wurden.

(7) Der RH entgegnete, dass der vom Hauptverband beschriebene Effekt 
(ein vorzeitiger Pensionsantritt erhöht die Dienstgeber(pensions)leis-
tung) nur deshalb eine Folge des 80 %–Deckels war, weil die vom 
RH empfohlene Implementierung von Abschlägen bei vorzeitigem 
Pensionsantritt nicht erfolgt ist. Diese gewährleistet, dass auch die 
Dienstgeber(pensions)leis tung bei vorzeitigem Pensionsantritt gleich-
artig zum ASVG sinken würde.

(8) Der RH entgegnete, dass mit den vom Hauptverband gesetzten 
Maßnahmen nur 12,6 % des vom RH berechneten Einsparungspoten-
zials umgesetzt wurden.

 7 Der RH stellte fest, dass der Hauptverband von insgesamt sechs Emp-
fehlungen zwei vollständig, eine teilweise und drei nicht umgesetzt 
hatte.

Schlussempfehlungen
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Aus Anlass der nunmehrigen Follow–up–Überprüfung hob der RH 
folgende Empfehlungen hervor:

(1) Es wären Abschläge bei der Berechnung der Dienstordnungs-
pension bei vorzeitigem Pensionsantritt analog dem ASVG unter 
Berücksichtigung des Diskriminierungsverbots vorzunehmen. (TZ 2)

(2) Im Hinblick auf die durch die bisherigen Reformen zu erwar-
tenden geringen Einsparungspotenziale wären

1.  der 0 %– bis 7 %– bzw. 13 %–Verlustdeckel bei der Berechnung 
der Dienstordnungspension entfallen zu lassen. (TZ 5)

2.   eine einheitliche 80 %–Obergrenze für die Gesamtpension, die 
bislang nur für Bedienstete, die nach 1993 unkündbar gestellt 
wurden, anzuwenden war, bei der Pensionsberechnung für alle 
Bediensteten vorzusehen (TZ 5) und

3.  der Steigerungsbetrag der fiktiven ASVG–Pension auch beim 
Akademiker im Gesamtausmaß von bis zu 35 Jahren (bis zur 
Erreichung des Höchstausmaßes von 80 % der Bemessungsgrund-
lage) zu berechnen, und damit Akademiker mit Nicht–Akademi-
kern gleichzustellen. (TZ 5)

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts  
Reihe Bund 2012/10

Vorbericht Follow–up–Überprüfung

TZ Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise 
umgesetzt

nicht 
umgesetzt

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger

17 Abschläge analog dem ASVG ohne Diskriminierung 2 X

18 Fiktive ASVG–Pension/Klarstellung der Berech-
nungs art 3 X

19 Ermittlung der Dienstgeber(pensions)leistung/ 
einheitliche Auslegung der Rechtsvorschriften 4 X

24
Berechnungsvorschriften der Dienstgeber- 
(pensions)leistungen im Übergangsrecht/Entfall 
7 %– bzw. 13 %–Verlustdeckel

5 X

24
Berechnungsvorschriften der Dienstgeber- 
(pensions)leistungen im Übergangsrecht/80 %–
Gesamtpensionsobergrenze

5 X

24
Berechnungsvorschriften der Dienstgeber-
(pensions)leistungen im Übergangsrecht/
Gleichstellung Akademiker und Nicht–Akademiker 
bei der Berechnung der fiktiven ASVG–Pension

5 X
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Anhang A: Änderungen in der Dienstordnung

1. Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage war die Beitragsgrund-
lage nunmehr für jeden nach dem 31. Dezember 1987 liegenden Bei-
tragsmonat — anstelle wie bisher für jeden nach dem 31. Dezem-
ber 1990 liegenden (Vorbericht TZ 16) — festzustellen.5

2. Die Verlustdeckelung, welche die Verluste der Dienstordnungspen-
sion gegenüber der Vergleichspension reduzierte (siehe Vorbericht 
TZ 16), wurde insofern geändert, als der 7 %–Deckel ab dem 1. Jän-
ner 2020 nur mehr für jene Bediensteten zur Anwendung kommt, die 
einen Pensionsbeitrag in der Höhe von 2,3 % (§ 460b Abs. 1 Z 1 lit. b6 
ASVG) leisten.7 Für jene Bediensteten, die einen Pensionsbeitrag in 
der Höhe von 1,3 % leisten, gilt der 13 %–Deckel.

3. Im Vorbericht (TZ 19) war die Ermittlung der Dienstgeber(pensions)-
leistung beschrieben worden. Unter anderem waren die jeweils um 
die fiktive ASVG–Pension verminderte Dienstordnungspension und 
die Vergleichspension gegenüberzustellen (TZ 19, Punkt 4.). Überstieg 
die Höhe der verminderten Vergleichspension jene der verminderten 
Dienstordnungspension, war die betragliche Differenz (zur Ermittlung 
eines allfälligen Ergänzungsbetrags) bis zu einem bestimmten Zahlen-
wert im Ausmaß von 0 % bis 7 % bzw. 13 % zu deckeln. Diese (maxi-
male) betragliche Differenz betrug im Jahr 2014 2.531,748 EUR.

4. Erhebliche Änderungen seit der dem Vorbericht (TZ 19.1 (1) 5.) 
zugrunde gelegenen Rechtslage ergaben sich hinsichtlich der Prüfung 
der Pensionseinkommensgrenze. Diese hatten insbesondere eine Ver-
größerung des von dieser Prüfung betroffenen Personenkreises zur 
Folge.

a. Von der Prüfung der Pensionseinkommensgrenze waren grund-
sätzlich jene Bediensteten ausgenommen, die vor dem 1. Jänner 1994 
unkündbar gestellt worden waren oder für die vor diesem Zeitpunkt 
ein erweiterter Kündigungsschutz wirksam geworden war. Ebenso 
ausgenommen waren Bedienstete, die zwar nach dem 1. Jänner 1994 
unkündbar gestellt worden waren, aber aufgrund bestimmter Ereignisse 
(erweiterter Kündigungsschutz, Vorliegen von Lehrzeiten, Karenz–, 

5 § 87 Abs.1 Z 1 DO.A i.d.F. der 86. Änderung/1. Jänner 2014
6 § 460b ASVG i.d.F. des Sonderpensionenbegrenzungsgesetzes, BGBl. I Nr. 46/2014
7 § 181 Abs. 17 DO.A i.d.F. der 86. Änderung/1. Dezember 2013
8 2.472,40 x Anpassungsfaktor 2014 (1,024); 2.472,40 EUR gemäß § 181 Abs. 14 bis 15a 

DO.A i.d.F. der 85. und 86. Änderung/1. Jänner 2014
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Sonderurlaub etc.) von der Prüfung der Einkommensgrenze nicht 
erfasst werden sollten.9

b. Diese Schutzbestimmung war allerdings nur mehr auf jene Bediens-
teten anzuwenden, die vor dem 1. Jänner 2014 die Anspruchsvoraus-
setzungen auf eine gesetzliche Pension aus dem Versicherungsfall des 
Alters — ausgenommen die Korridorpension — erfüllten.10

c. Erfüllten die Bediensteten die Anspruchsvoraussetzungen für eine 
derartige gesetzliche Pension vor dem 1. Jänner 2014 nicht, waren 
die Bestimmungen über die Einkommensgrenze (§ 97 Abs. 4 DO.A) in 
abgeänderter Form anzuwenden:11

aa. Der die Pensionseinkommensgrenze übersteigende Leistungsanteil 
ruhte maximal im Ausmaß von 20 % der (ohne Berücksichtigung der 
Pensionseinkommensgrenze) ermittelten Dienstgeberleistung (anstelle 
von 40 % gemäß § 97 Abs. 4 DO.A). Das bedeutete, dass diese Perso-
nengruppe mindestens 80 % der Dienstgeber(pensions)leistung (anstelle 
von 60 % gemäß § 97 Abs. 4 DO.A) ausbezahlt erhielt.

bb. Der die Pensionseinkommensgrenze übersteigende Leistungsanteil 
war im Jänner 2014 zu 35/36 geschützt, wobei sich dieser Schutz mit 
jedem weiteren Monat um 1/36 verringerte. Das heißt die Dienstord-
nungspension war im Jänner 2014 nur um 1/36, im Februar um 2/36 
usw. des letztendlich errechneten Ruhensbetrags zu verringern. Der 
volle Ruhensbetrag (in der Höhe von 20 % der ermittelten Dienstge-
berleistung) wurde erst bei Pensionen mit einem Stichtag ab 1. Dezem-
ber 2016 erreicht.

cc. Für jedes Dienstjahr zwischen dem 35. und 45. Dienstjahr war 
der Prozentsatz der Pensionseinkommensgrenze von 80 % (§ 97 
Abs. 4 DO.A) um 5 ‰ (Promille) zu erhöhen, wobei vollendete Monate 
anteilig zu berücksichtigen waren. Bei 45 anrechenbaren Dienstjahren 
betrug die Pensionseinkommensgrenze somit 85 %. 

5. Die für die Berechnung der Dienstgeber(pensions)leistung erforder-
liche anrechenbare fiktive gesetzliche Pension (fiktive ASVG–Pension) 
war im Vorbericht unter TZ 18 beschrieben worden. Für die Berech-
nung der fiktiven ASVG–Pension war nunmehr eine vollkommen neue 
Methode vorgesehen.12

9 § 129 DO.A
10 § 129a Abs. 1 DO.A i.d.F. der 85. Änderung/1. Jänner 2014
11 § 129a Abs. 2 DO.A i.d.F. der 85. Änderung/1. Jänner 2014
12 § 97 Abs. 3 DO.A i.d.F. der 86. Änderung/1. Jänner 2014
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a. Eine Übergangsbestimmung gab es für die Jahrgänge 1954 und 
älter,13 die im Jahr 2013 die Anspruchsvoraussetzungen auf eine Leis-
tung aus dem Versicherungsfall des Alters nach dem ASVG erfüllt hat-
ten, jedoch erst in den Jahren 2014 und 2015 in den Ruhestand ver-
setzt werden. Die Bildung der Bemessungsgrundlage war — abweichend 
von § 97 Abs. 3 DO.A in der nunmehr geltenden Fassung — nach der 
bis 31. Dezember 2013 gültigen Methode vorzunehmen.14 

b. Eine weitere Übergangsbestimmung galt für Personen der Jahr-
gänge 1955 und jünger, die im Jahr 2013 die Anspruchsvorausset-
zungen auf eine Leistung aus dem Versicherungsfall des Alters nach 
dem ASVG erfüllt hatten, jedoch erst in den Jahren 2014 und 2015 in 
den Ruhestand versetzt werden. Die Bemessungsgrundlage war nach 
den bis zum 31. Dezember 2013 gültigen Regelungen mit der Maßgabe 
zu bilden, dass dies zum Stichtag 1. Dezember 2013 erfolgte.15 Die so 
ermittelte Bemessungsgrundlage war jeweils mit dem Anpassungsfak-
tor gemäß § 108 Abs. 5 ASVG anzuheben.16 Die Steigerungspunkte, 
die das Prozentausmaß der Anrechnung ergaben, waren aber bis zum 
tatsächlichen Stichtag nach der Dienstordnung zu berücksichtigen.

c. Die Berechnung der fiktiven ASVG–Pension erfolgte gemäß den 
Erläuterungen der Pensionsversicherungsanstalt nunmehr auf folgende 
Weise:

aa. Die Bemessungsgrundlage war nach den Regelungen für die Dienst-
ordnungspension zu ermitteln,17 wobei anstelle des dort festgelegten 
Durchrechnungszeitraums von 480 Monaten (im Endausbau) je nach 
dem Jahr, in dem erstmals eine Pension gebührte, ein Durchrechnungs-
zeitraum von 216 (im Jahr 2014) bis 330 Monate (ab 2028) zugrunde 
zu legen ist.18 Davon abweichend erhöhte sich die Anzahl der Monate 
nach 35 beitragspflichtigen Dienstjahren (bzw. 30 bei Akademikern) 
für jeden über dieses Maß hinausgehenden Drei–Monats–Zeitraum um 
jeweils ein weiteres Monat (bis zur Vollendung des 45. Dienstjahres 

13 Es handelt sich um jene Jahrgänge, für welche die Pensionsberechnung noch ohne 
(anteilige) Kontopension (berechnet nach den Vorschriften des APG) erfolgt.

14 § 183 Abs. 1 DO.A i.d.F. der 86. Änderung/1. Jänner 2014
15 Damit war beabsichtigt, bei dieser (sehr kleinen) Personengruppe die Pensionsberech-

nung ohne die Bestimmungen betreffend das Pensionskonto (APG) durchzuführen.
16 § 183 Abs. 2 DO.A i.d.F. der 86. Änderung/1. Jänner 2014
17 § 87 Abs. 1 DO.A
18 § 97 Abs. 3 Z 1 DO.A i.d.F. der 86. Änderung/1. Jänner 2014
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(bzw. des 40. bei Akademikern)19, so dass der maximale Durchrech-
nungszeitraum 370 Monate betragen konnte.20

bb. Hinsichtlich der Ermittlung der Steigerungspunkte galt die bereits 
im Vorbericht unter TZ 18 beschriebene Regelung.21

cc. Die fiktive ASVG–Pension ergab sich aus der Multiplikation der 
Bemessungsgrundlage mit den Steigerungspunkten und war auf zwei 
Dezimalstellen kaufmännisch zu runden.

6. Die von den Bediensteten der Sozialversicherungen und deren 
Dienstgebern zu leistenden Pensionsbeiträge und Pensionssicherungs-
beiträge waren im Vorbericht unter TZ 23 beschrieben worden.

a. Hinsichtlich des gemäß Dienstordnung (zusätzlich zum Beitrag zur 
gesetzlichen Pensionsversicherung) zu leistenden Dienstnehmer–Pensi-
onsbeitrags zur Dienstgeber(pensions)leistung22 tritt mit 1. Jänner 2015 
eine Änderung in Kraft.23 Der zu leistende Pensionsbeitrag von jenem 
Gehaltsanteil, der über der Höchstbeitragsgrundlage und unter der 
doppelten Höchstbeitragsgrundlage liegt, beträgt ab diesem Zeitpunkt 
11,55 %, von jenem Gehaltsanteil, der über der doppelten Höchstbei-
tragsgrundlage liegt, 13 %.24

b. Änderungen gab es auch hinsichtlich der von Pensionisten der Sozi-
alversicherungen zu leistenden Pensionssicherungsbeiträge. 

aa. Von 1. Jänner 2013 bis 31. Dezember 201425 belief sich der Pensi-
onssicherungsbeitrag für die Dienstgeber(pensions)leistung

1.  bis zur Höhe von 35 % der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage 
auf 3,3 %,

19 § 183 Abs. 3 DO.A i.d.F. der 86. Änderung/1. Jänner 2014
20 Diese Maßnahme stellte einen Bonus für eine längere Aktivzeit dar, da die fiktive anre-

chenbare Pension entsprechend absank.
21 § 137 Abs. 2 DO.A (Übergangsbestimmung) anstelle von § 97 Abs. 3 Z 4 lit. a DO.A 

für jene Bediensteten, die vor dem 1. Jänner 1996 in den Dienst eines Sozialversiche-
rungsträgers eingetreten sind; allenfalls gebührte Bediensteten mit Berufsunfähigkeits– 
oder Invaliditätspension, wenn ihre Steigerungspunkte weniger als 60 % der Bemes-
sungsgrundlage erreichten, ein Zurechnungszuschlag (§ 97 Abs. 3 Z 4 lit. b DO.A).

22 § 101 Abs. 2 DO.A in Verbindung mit § 460b Abs. 1 ASVG i.d.F. des Sonderpensionen-
begrenzungsgesetzes, BGBl. I Nr. 46/2014

23 vgl. § 684 Abs. 1 ASVG
24 10,25 + 1,3 = 11,55 (§ 460b Abs. 1 Z 2); 10,25 + 1,3 + 1,45 = 13 (§ 460b Abs. 1 Z 3)
25 § 460c ASVG i.d.F. BGBl. I Nr. 3/2013
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2.  von 35 % bis 70 % der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage auf 
4,5 % und

3. über 70 % der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage auf 6,0 %.

Abweichend davon war diese Regelung auf Bezieher von Pensionsleis-
tungen, für die nach dem Pensionsrecht der Dienstordnungen keine 
kollektivvertragliche Pensionseinkommensgrenze26 galt, im genann-
ten Zeitraum so anzuwenden, dass die Prozentsätze von 3,3 %, 4,5 % 
und 6,0 % durch die Prozentsätze von 3,5 %, 5,0 % und 7,1 % zu 
ersetzen waren.27

Zu diesem Pensionssicherungsbeitrag war ein Zusatzbeitrag zu leis-
ten.28 Dieser betrug, 

1. wenn der Stichtag vor dem 1. Juli 1990 lag, 2 %,

2. wenn der Stichtag vor dem 1. Juli 1996 lag, 1,5 %,

3. wenn der Stichtag vor dem 1. Juli 1998 lag, 1,2 %,

4. wenn der Stichtag vor dem 1. September 2001 lag, 0,6 %. 

Ein Zusatzbeitrag war nur dann zu leisten, wenn in den letzten sechs 
Monaten vor dem Stichtag Anspruch auf einen monatlichen Bezug 
bestanden hatte, der die damals geltende monatliche Höchstbeitrags-
grundlage jeweils überschritten hatte. Als Stichtag galt der Monats-
erste vor der Versetzung in den Ruhestand.

bb. Ab 1. Jänner 201529 betragen die Pensionssicherungsbeiträge für 
die Dienstgeber(pensions)leistung

1.  bis zur Höhe von 50 % der monatlichen Höchstbeitragsgrund-
lage 3,3 %,

2.  von 50 % bis 80 % der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage 4,5 % 
und

3. über 80 % der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage 9,0 %.

26 Pensionseinkommensgrenze von 80 % des Letztbezugs (§ 97 Abs. 4 DO.A)
27 § 669 Abs. 7 ASVG i.d.F. BGBl. I Nr. 3/2013
28 § 31 Abs. 3 Z 9 ASVG in Verbindung mit § 101a DO.A i.d.F. der 86. Änderung/1. Jän-

ner 2014
29 § 460c ASVG i.d.F. des Sonderpensionenbegrenzungsgesetzes, BGBl. I Nr. 46/2014
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Abweichend davon ist diese Regelung auf Bezieher von Pensionsleis-
tungen, für die nach dem Pensionsrecht der Dienstordnungen keine 
kollektivvertragliche Pensionseinkommensgrenze30 galt, so anzuwen-
den, dass die Prozentsätze von 50 % und 80 % durch die Prozentsätze 
von 35 % und 70 % sowie die Prozentsätze von 3,3 %, 4,5 % und 6,0 % 
durch die Prozentsätze von 3,5 %, 5,0 % und 10 % zu ersetzen sind.31 

Der Zusatzbeitrag ist im selben Ausmaß wie bisher zu leisten.

7. Eine Neuregelung mit 1. Jänner 2012 gab es auch hinsichtlich der 
Anpassung der Dienstordnungspensionen. Die Leistungen nach der 
DO.A wurden zum selben Zeitpunkt wie die gesetzlichen Pensionen 
angepasst, wobei die Anpassung mit demselben Anpassungsfaktor zu 
erfolgen hatte, der für die ASVG–Pensionen und die Pensionen im 
Sinne des Pensionsgesetzes 1965 galt. Wurden diese Pensionen unter-
schiedlich angepasst, hatte die Anpassung der Dienstordnungspensi-
onen durch Abschluss einer Vereinbarung der Kollektivvertragspart-
ner unter Orientierung an der Pensionsanpassung im ASVG und im 
Pensionsgesetz 1965 zu erfolgen.32 

8. Seit 1. Jänner 2014 sah die Dienstordnung das Außerkrafttreten 
des Abschnitts IV (Bestimmungen über das Pensionsrecht) der DO.A, 
der zu diesem Abschnitt bestehenden Übergangsbestimmungen sowie 
der in den Abschnitten I bis III damit in untrennbarem Zusammen-
hang stehenden Bestimmungen mit Ablauf des 31. Dezember 2050 
vor, wobei Leistungen, deren Anwartschaft oder Anspruch vor Ablauf 
dieser Frist entstanden waren, aufrecht blieben. Eine Kündigung war 
für die Dauer der Befristung der Bestimmungen zwar nicht möglich, 
sollte hingegen — entgegen dieser Vorschrift — dennoch eine Kündi-
gung erfolgen, waren die Dienstgeber verpflichtet, den anwartschafts– 
und leis tungsberechtigten Bediensteten während der Kündigungsfrist 
eine Vertragsschablone (zur Wahrung der pensionsrechtlichen Ansprü-
che) unverzüglich anzubieten.33 Die Vertragsschablone sah vor, dass 
für den Pensionsanspruch und das Ausmaß der betrieblichen Pensions-
leistung die einschlägigen Bestimmungen der DO.A in der Fassung der 
85. Änderung zum Zeitpunkt des Inkrafttretens maßgebend waren.34

30 Pensionseinkommensgrenze von 80 % des Letztbezugs (§ 97 Abs. 4 DO.A)
31 § 684 Abs. 3 ASVG i.d.F. des Sonderpensionenbegrenzungsgesetzes, BGBl. I Nr. 46/2014
32 § 102 DO.A i.d.F. der 82. Änderung/1. Jänner 2012
33 § 252 DO.A
34 Anlage 6 zur DO.A
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Anhang B: Änderungen im gesetzlichen Pensionsrecht

Die Pensionsberechnung nach dem ASVG war im Vorbericht unter der 
TZ 14 dargestellt worden. 

Wie im Vorbericht ausgeführt, war die monatliche Pensionsleistung für 
ab 1955 geborene Versicherte durch eine Parallelrechnung zu ermit-
teln, die sowohl die Berechnung einer Pension nach dem Pensions-
recht des ASVG als auch nach dem APG–Pensionskonto beinhaltete, 
wobei sich die Gesamtpension aus den beiden Anteilen im Verhältnis 
der Anzahl der vor und nach dem Stichtag 1. Jänner 2005 im jewei-
ligen Pensionsversicherungsregime verbrachten Versicherungsmonate 
zusammensetzte.35

Seit 1. Jänner 2014 galt anstelle der Parallelrechnung die Kontoerst-
gutschrift.36 Nach dem Allgemeinen Pensionsgesetz (APG) war u.a. ein 
Pensionskonto für alle in der Pensionsversicherung nach dem ASVG, 
dem GSVG, dem FSVG und dem BSVG versicherten Personen zu füh-
ren.37 Für Personen, die nach dem 31. Dezember 1954 geboren waren 
und bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 mindestens einen Ver-
sicherungsmonat nach dem APG, ASVG, GSVG, FSVG oder BSVG 
erworben hatten, war eine Kontoerstgutschrift zum 1. Jänner 2014 zu 
ermitteln und bis längstens 31. Dezember 2014 in das Pensionskonto 
aufzunehmen.38 39

Ermittlung der Kontoerstgutschrift

Zum Stichtag 1. Jänner 2014 waren zwei fiktive Alterspensionen, ein 
Ausgangsbetrag und ein Vergleichsbetrag, zu ermitteln.40 Die Konto-
erstgutschrift betrug das 14–Fache des Ausgangsbetrags, es sei denn, 
der Ausgangsbetrag war niedriger oder höher als die vom jeweiligen 
Geburtsjahrgang abhängige prozentuelle Ober– oder Untergrenze des 
Vergleichsbetrags.41

35 § 15 APG i.d.F. BGBl. I Nr. 142/2004
36 § 15 APG i.d.F. BGBl. I Nr. 35/2012
37 § 1 i.V.m. § 10 APG 
38 § 15 Abs. 1 und 8 APG
39 Eine Kontoerstgutschrift hatte zu entfallen, wenn ausschließlich Versicherungsmonate 

nach dem APG (ab dem 1. Jänner 2005) vorlagen (§ 15 Abs. 13 APG).
40 § 15 Abs. 2 und 4 APG
41 § 15 Abs. 6 APG
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a. Für den Ausgangsbetrag42 war als Bemessungsgrundlage die (bis 
31. Dezember 2013 vorliegende) Summe der 336 höchsten monatli-
chen Gesamtbeitragsgrundlagen, geteilt durch 392, heranzuziehen. Für 
Kindererziehungszeiten war grundsätzlich dieselbe Bemessungsgrund-
lage heranzuziehen, sie durfte jedoch nicht geringer als der um 22 % 
erhöhte bzw. nicht höher als der um 70 % erhöhte Ausgleichszula-
genrichtsatz für Alleinstehende im Jahr 201443 sein. Vor dem 1. Jän-
ner 2014 erworbene Teilpflichtversicherungsmonate waren für die Bil-
dung der Bemessungsgrundlage nicht heranzuziehen.44 

Die Gesamtbeitragsgrundlagen waren mit den ihrer zeitlichen Lage-
rung entsprechenden Aufwertungsfaktoren45 erhöht um den um 30 % 
erhöhten Prozentsatz, der dem Anpassungsfaktor für das Jahr 2013 
entsprach, aufzuwerten.

Der Steigerungsbetrag betrug für je 12 Versicherungsmonate 1,78 %, 
wobei Restmonate anteilsmäßig zu berücksichtigen waren.

Die Pension war unter der Annahme, dass das Regelpensionsalter 
erreicht war und ohne besonderen Steigerungsbetrag (für Beiträge 
zur Höherversicherung) zu ermitteln.

b. Als Vergleichsbetrag46 war eine zweite fiktive Pension nach den am 
31. Dezember 2013 geltenden Bestimmungen des ASVG zur Parallel-
rechnung zum 1. Jänner 2014 unter der Annahme des Vorliegens des 
Regelpensionsalters und ohne besonderen Steigerungsbetrag (für Bei-
träge zur Höherversicherung) zu ermitteln.

Bei der Parallelrechnung waren eine fiktive Pension aus dem Pensions-
konto (APG) und eine fiktive Pension zu den am 31. Dezember 2004 im 
ASVG in Geltung gestandenen Bestimmungen (Altpension) zu berech-
nen. Die Systematik der Parallelrechnung nach dem ASVG war im Vor-
bericht unter TZ 14 dargestellt worden.

Die fiktive Pension aus dem Pensionskonto war aus der bis zum 
31. Dezember 2013 vorliegenden Gesamtgutschrift geteilt durch 14 
zu ermitteln. 

42 § 15 Abs. 2 APG
43 857,73 EUR (§ 293 Abs. 1 lit. a sublit. bb ASVG)
44 Versicherungszeiten, die aufgrund von Arbeitslosengeld–, Krankengeld– bzw. Wochen-

geldbezug, Ableistung des Präsenz– oder Zivildienstes sowie Kindererziehung erwor-
ben wurden.

45 Anlage 7 zum APG
46 § 15 Abs. 4 APG
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Die fiktive Altpension nach dem ASVG war zunächst nach der Rechts-
lage 2004 zu berechnen. Dieser war eine nach der Rechtslage 2003 
berechnete Pension (Vergleichspension) gegenüberzustellen. Ergab die 
Vergleichspension (mit der Verlustdeckelung gegenüber dem Ergebnis 
nach der Rechtslage 2004) einen höheren Betrag, so war dieser für die 
darauf folgende Parallelrechnung heranzuziehen.

Das Ergebnis der Parallelrechnung war eine Gesamtpension, die sich 
aus dem Anteil der ASVG–Pension (nach der Anzahl der ASVG–Versi-
cherungsmonate bis 31. Dezember 2004) und dem Anteil der APG–Kon-
topension (nach der Anzahl der APG–Versicherungsmonate ab 1. Jän-
ner 2005) zusammensetzte. Diese stellte zugleich den Vergleichsbetrag 
im Rahmen der Feststellung der Kontoerstgutschrift dar.47

c. Die Kontoerstgutschrift wurde durch das 14–Fache des Ausgangs-
betrags gebildet, es sei denn, der Ausgangsbetrag war niedriger oder 
höher als der mit geburtsjahrgangsabhängigen Prozentsätzen verviel-
fachte Vergleichsbetrag.48 

Für die in der linken Spalte genannten Geburtsjahrgänge galten fol-
gende Prozentsätze:49

47 § 15 Abs. 5 APG
48 § 15 Abs. 6 APG
49 Diese sind in § 15 Abs. 7 APG festgelegt.

Tabelle 6:  Geburtsjahrgangsabhängige Prozentsätze für die 
Bildung einer Unter– und Obergrenze des  
Vergleichsbetrags

1955 98,5 % 101,5 %

1956 98,3 % 101,7 %

1957 98,1 % 101,9 %

1958 97,9 % 102,1 %

1959 97,7 % 102,3 %

1960 97,5 % 102,5 %

1961 97,3 % 102,7 %

1962 97,1 % 102,9 %

1963 96,9 % 103,1 %

1964 96,7 % 103,3 %

ab 1965 96,5 % 103,5 %

Quelle: § 15 Abs. 7 APG
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Durch prozentuelle Vervielfachung des Vergleichsbetrags war eine 
Untergrenze (mittlere Spalte) und eine Obergrenze (rechte Spalte) des 
Vergleichsbetrags zu bilden. Der Ausgangsbetrag war mit Ober– und 
Untergrenze des Vergleichsbetrags zu vergleichen, wobei die Konto-
erstgutschrift wie folgt zu ermitteln war:50

–  Lag der Ausgangsbetrag zwischen Ober– und Untergrenze, war das 
14–Fache des Ausgangsbetrags als Kontoerstgutschrift in das Pen-
sionskonto aufzunehmen. 

–  War der Ausgangsbetrag niedriger als die Untergrenze, galt das 14–
Fache der Untergrenze als Kontoerstgutschrift. 

–  War der Ausgangsbetrag höher als die Obergrenze, bildete das 14–
Fache der Obergrenze die Kontoerstgutschrift.

Mit der Aufnahme der Kontoerstgutschrift als Gesamtgutschrift für das 
Jahr 2013 verloren frühere Gesamt– und Teilgutschriften ihre Gültig-
keit und wurden durch die Gesamtgutschrift 2013 ersetzt.51

50 § 15 Abs. 7 APG
51 § 15 Abs. 8 APG
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Anhang C: Die Wirkungsweise des „0 bis 7 %– bzw. 13 %–Deckels“ 
im Pensionsrecht der Sozialversicherungen im Vergleich zum Pen-
sionsrecht der Beamten

Um die finanziellen Auswirkungen der Durchrechnung52 auf die Bemes-
sungsgrundlage abzufedern, wurde im Pensionsrecht der Beamten der 
7 %–Deckel eingeführt. Dieser kam für alle Beamten zur Anwendung, 
welche vor dem 2. Dezember 1959 geboren waren, bzw. für all jene 
Beamten, welche spätestens 2020 in den Ruhestand versetzt wurden. 
Für alle anderen Beamten galt dieser Schutz nicht. Der Deckel wirkte 
auf den gesamten Ruhebezug bzw. Vergleichsruhebezug (Letztbezugs-
prinzip) des Beamten.

In ähnlicher Weise wurde zur Abfederung der finanziellen Auswir-
kungen der Durchrechnung auch im Pensionsrecht der Sozialversiche-
rungen der „0 bis 7 %– bzw. 13 %–Deckel“ eingeführt. Für Bediens-
tete, welche ihr Regelpensionsalter vor 2025 erreichten oder vor 2020 
pensioniert wurden, galt der 7 %–Deckel, für alle anderen der 13 %–
Deckel. Im Gegensatz dazu gab es für Beamte vergleichbarer Jahrgänge 
keinen dem 13 %–Deckel entsprechenden Schutz.

Auch die Wirkungsweise des Deckels im Pensionsrecht der Sozial-
versicherungen unterschied sich wesentlich vom Pensionsrecht der 
Beamten. Der Deckel wirkte nämlich nicht auf die gesamte Dienst-
ordnungspension bzw. Vergleichspension, sondern lediglich auf die 
Dienstgeber(pensions)leistung, die sich aus der Differenz von Dienst-
ordnungspension abzüglich der fiktiven ASVG–Pension bzw. DO–Ver-
gleichspension minus fiktiver ASVG–Pension ergab. Die Schutzde-
ckel (7 %/13 %) der Dienstordnung wirkten aus diesem Grund auch 
bei Pensionshöhen, bei welchen der 7 %–Deckel der Beamten nicht 
mehr wirkte.

Daraus resultierten im Bereich der Sozialversicherungsträger — ver-
glichen mit Beamten — deutlich höhere Gesamtpensionen, weshalb der 
RH in seinem Vorbericht die ersatzlose Streichung des 0 bis 7 %– bzw. 
13 %–Deckels in der Dienstordnung der Sozialversicherung empfahl.

Folgende Abbildungen stellen die Wirkungsweise des Deckels sche-
matisch dar.

52 Der Durchrechnungszeitraum ist abhängig vom Pensionierungsjahr.
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Abbildung 10:  Vergleich der Wirkungsweise des 7 %–Deckels bei Beamten bzw. Mitarbeitern der 
Sozialversicherungen, wenn Pensionsantritt vor 2020 bzw. das Regelpensionsal-
ter vor 2025 erreicht wird. Grün bedeutet geschützt vom Deckel, die darüber gele-
genen Beträge sind ungeschützt vom Deckel

ASVG/APG–Pension

fiktive 
ASVG–Pension

Mehr als 2.531,88 EUR 
(Geldwert 2014):
Verluste größer als 7 %

632,97 EUR bis 2.531,88 EUR 
(Geldwert 2014):
Verluste maximal 0 % bis 7 %

0 EUR bis 632,97 EUR 
(Geldwert 2014):
keine Verluste

Vergleichsruhegenuss

Beamte(r) Mitarbeiter Sozialversicherungen

Vergleichspension DO 
minus fiktive ASVG–Pension

Mehr als 2.531,74 EUR 
(Geldwert 2014):
Verluste mehr als 7 % möglich

0 EUR bis 358,40 EUR (Geldwert 2014):
keine Verluste

358,40 EUR bis 2.257,20 EUR
bzw. 2.531,74 EUR 
(Geldwert 2014):
Verluste maximal 0 % bis 7 %

Quelle: RH 

Abbildung 11:  Vergleich der Wirkungsweise des 13 %–Deckels bei Mitarbeitern der Sozialver-
sicherung, wenn Pensionsantritt ab 2020 und das Regelpensionsalter ab 2025 
erreicht wird. Bei Beamten gibt es in diesem Fall keinen Schutzdeckel. Grün bedeutet 
geschützt vom Deckel, die darüber gelegenen Beträge sind ungeschützt vom Deckel

Quelle: RH 
ASVG/APG–Pension

fiktive 
ASVG–Pension

Kein Schutzdeckel

Vergleichsruhegenuss

Beamte(r) Mitarbeiter Sozialversicherungen

Vergleichspension DO 
minus fiktive ASVG–Pension

Mehr als 2.531,74 EUR 
(Geldwert 2014):
Verluste mehr als 13 % möglich

0 EUR bis 358,40 EUR (Geldwert 2014):
keine Verluste

358,40 EUR bis 2.257,20 EUR
bzw. 2.531,74 EUR 
(Geldwert 2014):
Verluste maximal 0 % bis 13 %
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Anhang D: Fiktive ASVG–Pension und tatsächliche ASVG/APG–
Pension

Die fiktive ASVG–Pension war grundsätzlich deutlich kleiner als die 
tatsächliche ASVG/APG–Pension (auch in jenen Fällen, in denen die 
Kontoerstgutschrift zur Anwendung kam), weil nach den Bestim-
mungen der Dienstordnung durch den Steigerungsbetrag maximal 
57 % (für Akademiker) bzw. 64,5 % (für Nicht–Akademiker) der Bemes-
sungsgrundlage der fiktiven ASVG–Pension erreicht werden konnte. 
Hingegen unterschied weder das ASVG noch das Pensionsrecht der 
Beamten zwischen Akademikern und Nicht–Akademikern. 

Daraus resultierte eine signifikante Besserstellung von Akademikern 
(inkl. Ärzten) bei der Berechnung der Dienstgeberleistung, da diese 
entsprechend höher ausfiel. 

Die nicht durch Beiträge gedeckte Finanzierungslücke war bei Ärzten 
und Akademikern wesentlich größer als bei Nicht–Akademikern. Aus 
diesen Gründen empfahl der RH in seinem Vorbericht, im Sinne einer 
Harmonisierung der Pensionssysteme sowie einer Harmonisierung von 
Akademikern und Nicht–Akademikern die Besserstellung von Akade-
mikern gegenüber Nicht–Akademikern bei der Berechnung der fiktiven 
ASVG–Pension aufzuheben und den Steigerungsbetrag auch bei Aka-
demikern für eine Gesamtdienstzeit von bis zu 35 Jahren zu berechnen.
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Anhang E: Parallelrechnung/Kontoerstgutschrift

Für Mitarbeiter der Sozialversicherungen erfolgte die Kontoerstgut-
schrift (ab 1. Jänner 2014) im Pensionskonto nur im Rahmen der ASVG/
APG–Pension, d.h. lediglich ein Teil der Gesamtpension war diesen 
Berechnungsvorschriften unterworfen. Darüber hinaus waren Parallel-
rechnung bzw. Kontoerstgutschrift in der ASVG/APG–Pension jeweils 
lediglich auf Anteile bis zur Höchstbeitragsgrundlage anzuwenden.

Beim Beamten erfolgte die Parallelrechnung von Altrecht (keine 
Höchstbeitragsgrundlage) und dem Pensionskonto (maximal bis zur 
Höchstbeitragsgrundlage). Daraus resultierte bei Beitragsgrundlagen 
über der Höchstbeitragsgrundlage (z.B. für Akademiker) eine wesent-
liche Reduktion der Pensionshöhe.
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Anhang F: Abschläge gemäß der Dienstordnung

Kürzung der Bemessungsgrundlage für die Dienstordnungspension 

Für Bedienstete mit Diensteintritt vor dem 1. Jänner 1996 galt eine 
Übergangsrechtslage.53

Die Kürzung betrug für jeden Monat, der zwischen Versetzung in den 
Ruhestand und erforderlichem Alter für die vorzeitige Alterspension 
bei langer Versicherungsdauer lag,54 0,1 % bzw. 0,125 % für Akade-
miker.55 Das sich aus dieser Kürzung ergebende Prozentausmaß der 
Bemessungsgrundlage war auf drei Dezimalstellen zu runden.

Die demgemäß gekürzte Bemessungsgrundlage durfte 89,2 % bzw. 
86,5 % bei Akademikern nicht unterschreiten.56

Eine Kürzung der Bemessungsgrundlage fand nicht statt bei

− Tod des Angestellten,

−  Dienstunfähigkeit als Folge eines Arbeitsunfalls im Dienst eines 
Sozialversicherungsträgers,

−  Dienstunfähigkeit durch einen Anspruch auf Invaliditäts–, Berufs-
unfähigkeits– oder Knappschaftsvollpension sowie

−  Ruhestandsversetzung wegen Verringerung des Geschäftsumfangs 
oder Auflassung der Einrichtung.57

Kürzung der Bemessungsgrundlage für die Vergleichspension

Auch bei der anlässlich der Pensionsbemessung ab dem 1. Jänner 2003 
zu berechnenden Vergleichspension waren Abschläge vorgesehen.58

Diese betrugen für jeden Monat, der zwischen Versetzung in den Ruhe-
stand und erforderlichem Alter für die vorzeitige Alterspension bei 

53 § 155 Abs. 1 mit Verweis auf § 87 Abs. 3 i.V.m. § 155 Abs. 2 DO.A
54 § 87 Abs. 3 DO.A mit Verweis auf § 253b Abs. 1 i.V.m. § 607 Abs. 10, 12 und 14 ASVG
55 § 87 Abs. 3 i.V.m. § 155 Abs. 2 DO.A
56 § 156 Abs. 1 mit Verweis auf § 87 Abs. 3 i.V.m. § 156 Abs. 2 DO.A
57 § 87 Abs. 4 DO.A
58 § 181 Abs. 10 mit Verweis auf § 181 Abs. 2 bis 8 DO.A
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langer Versicherungsdauer lag,59 0,111 % bzw. 0,133 % für Akademi-
ker.60 Die Rundung des Prozentausmaßes der Bemessungsgrundlage 
war wiederum auf drei Dezimalstellen vorzunehmen.

Die dem gemäß gekürzte Bemessungsgrundlage durfte 88 % bzw. 
85,6 % bei Akademikern nicht unterschreiten.61

Eine Kürzung der Bemessungsgrundlage fand aus denselben Gründen 
wie bei der Dienstordnungspension nicht statt.62

59 § 181 Abs. 5 DO.A mit Verweis auf § 253b Abs. 1 i.V.m. § 607 Abs. 10, 12 und 14 ASVG
60 § 181 Abs. 5 DO.A
61 § 181 Abs. 7 DO.A
62 § 181 Abs. 6 DO.A

Tabelle 7: Überblick/Vergleich Abschläge; für ab 1955 Geborene

ASVG/APG Dienstordnungspension

wirkt auf ASVG/APG–Pension Bemessungsgrundlage von DO–Pension bzw.  
DO–Vergleichspension

Wirkung der Abschläge in vollem Ausmaß Wirkung wird i.A. durch mehrere Deckel deutlich 
reduziert

Höhe der Abschläge 
Korridorpension 4,2 % bzw. 5,1 % pro Jahr 

–  Bemessungsgrundlage DO–Pension; Nicht–
Akademiker: 1,2 % pro Jahr; gedeckelt

–  Bemessungsgrundlage DO–Pension; 
Akademiker: 1,5 % pro Jahr; gedeckelt

–  Bemessungsgrundlage DO–Vergleichspension; 
Nicht–Akademiker: 1,332 % pro Jahr; gedeckelt

–  Bemessungsgrundlage DO–Vergleichspension; 
Akademiker: 1,596 % pro Jahr; gedeckelt

Quelle: RH


